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Protokoll

über die 16. ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadt
Steyr am 28. Dezember 1951 in der Schlosskapelle (Schloß

Lamberg).

Beginn der Sitzung: 16 Uhr.

Tagesordnung:

Berichterstatter Stadtrat Hans Schanovsky:

1.) Zl. 43/51 Rechnungsabschluß 1950.

2.) Zl. 4129/51 Jahresbilanz 1950 der städt. Unternehmungen,

3.) Zl. 4847/51 Voranschlag 1952.

Öffentliche Sitzung:

Anwesende:
Vorsitzender Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher

Bürgermeister-Stellvertreter Gottfried Koller
Bürgermeister-Stellvertreter Prof. Anton Neumann.
Bürgermeister-Stellvertreter Direktor Franz Paulmayr.

die Stadträte:

Enge Franz Schanovsky Hans
Fellinger Josef Zehetner Alois
Ribnitzky Vinzenz

die Gemeinderäte:

Bodingbauer Johann Maurer Alois
Ebmer Hans Moser August
Eygruber Ferdinand Moser Johann

Franek Vinzenz Pönisch Johann Dipl. Ing.
Hauser Fritz Pöschl Josef

Sieberer MichaelHuemer Marie
Kokesch Karl Wechselberger Georg

Zöchling FranzKrenn Josef
Knaller Rudolf

Vom Magistrate: Mag. Dir. Stellvertreter Dr. Karl Enzelmüller
Rechnungsrat Josef Baminger
Verw. Oberkommissär Josef Dambachmayr

Schriftführer:

Ludwig Stary
Roland Postler.

Entschuldigt waren:

Die Stadträte Lautenbach Georg, Stahlschmidt Friedrich, Wabitsch
Ludwig, die Gemeinderäte Gast Friedrich, Hofmann Franz, Dr. Kurz
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hans, Raab Johann, Riha Karl, Schierl Josef, Wimmer Marie.

Zu Protokollpr ifern wurden die Herren Bürgermeister-Stellvertre¬
ter Gottfried Koller und Direktor Franz Paulmayr bestellt.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Meine Damen und Herren des Gemeinderates !

Herr Stadtrat Wabitsch hat sich entschuldigt, da wie Sie alle
wissen werden, seine Gemahlin gestorben ist. Ich glaube, dass ich
in Ihrem Sinne handle, wenn ich unser aller Mitgefühl zum Aus-

druck bringe.

Wir können nun in die Tagesordnung eingehen und ich bitte Herrn

Stadtrat Schanovsky zum 1. Punkt der Tagesordnung zu sprechen.

Berichterstatter Stadtrat Hans Schanovsky:

1.) Zl. 43/51 Rechnungsabschluss 1950.

Sehr verehrter Gemeinderat !

Es ist einmal so imLeben, dass man am Jahresende Rückschau

hält und anderseits in die Zukunft blickt. Mit Genugtuung können

wir feststellen, dass der Rückblick auf das Jahr 1950 zufrieden-

stellend ist. Weniger rosig ist der Ausblick in die Zukunft. Es

liegt Ihnen allen ein Auszug aus dem Rechnungsabschluss 1950

vor, bei dem im ordentlichen Haushalt die Gesamteinnahmen unter
Berücksichtigung des Ausfalles bei den Kasseneinnahmen aus Vor-

jahren S 26,561.091,71
diesem stehen Gesamtausgaben unter

Berücksichtigung des Abganges bei

den Kassenausgabenresten aus Vor¬

jahren von S 26,463.388,95
gegenüber, sodass der Gebarungsüber-

schuss 97.702,76
beträgt.

Im Vergleich mit dem Voranschlag 1950, waren die Einnahmen

um S 13,778.232,33
höher und die Ausgaben ebenfalls um S 12,682.650,75
höher als im Voranschlag vorgesehen war.

Die grossen Differenzen zwischen Voranschlag und Rechnung, die

schon seit einer Reihe von Jahren sämtliche Haushaltsrechnungen

aufweisen, sind eine Folge davon, dass eine Stabilität im Lohn-
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und Preisgefüge im besonderen und eine Stabilität auf dem Wirt-

schaftsmarkte im allgemeinen noch immer nicht eingetreten ist.

Es war weder in den Vorjahren noch im Jahre 1950 aus diesem

Grunde möglich, richtige Voranschläge zu erstellen, d.h. sowohl

dem Inhalte als auch dem Geldaufwande nach, einem möglichst

festen und gebundenen Wirtschaftsplan für das Verwaltungsjahr fest-

zustellen.

Die Ursachen der Mehreinnahmen sind in der Hauptsache auf erhöhte

Steuereingänge zurückzuführen, so bei der Grundsteuer B durch Er¬

höhung des Hebesatzes auf 420 % bezw. Erhöhung des Erstarrungsbe¬

trages auf das Zweifache um rund S 872.000.-, bei der Gewerbesteuer

insbesonders durch die Steuerleistung der Steyr-Daimler-Puch A,G.

einschliesslich der Nachzahlungen um rund S 7,800.000.-, bei der

Lohnsummensteuer durch die Auswirkung des 4. Lohn- und Preisab¬

kommens um rund S 570.000.- und bei den übrigen Gemeindeabgaben

um rund S 313.000.-. Aber auch die Abgabenertragsanteile haben ge-

genüber dem Voranschlag um rund S 2,150.000.- mehr betragen.

Der gasamte Personalaufwand einschliesslich des produktiven Per-

sonalaufwandes des städtischen Wirtschaftshofes, jedoch ohne Per-

sonalaufwand der städtischen Unternehmungen und ohne Löhne der

nicht ständigen Arbeiter betrug S 4,558.427,86 d.s. 17.2% der Aus-

gaben bzw. S 119.83 pro Kopf der Bevölkerung der Stadt unter Zu-

grundelegung einer Einwohnerzahl von 38.041.

Die allgemeine Verwaltung braucht mit Ausnahme von einmaligen Aus-
gaben in der Höhe von S 110.730,07 durchwegs Pflichtausgaben. Vom

Abgang in diesem Kapitel mit S 1,579.564,13 entfallen unter an-

derem auf:

S 173.400.-Gemeindevertretung

S 577.380.-Hauptverwaltung
S 54.700.-Wahlamt und Stat.Amt
S 44.400.-Standesamt

S 45.500.-Wohnungsamt
S 181.500.-Bewirtschaftungsabteilung

S 495.500.-Ruhe- und Versorgungsgenüsse

Bei der Polizei beträgt im Vergleiche zum Voranschlag, der einen

Zuschussbedarf von S 501.700.- aufweist, der tatsächliche Abgang
um rund S 24.700.- weniger. Die Hauptausgabepost der in dieser
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Gruppe aufscheinenden Aufwände ist der Polizeikostenbeitrag in

der Höhe von S 267.000.- d.s. S 7.- pro Kopf der Bevölkerung.

Den Ausgaben im Kapitel Schulwesen von S 1,430.254,33 stehen Ein-

nahmen von S 132.249,40 gegenüber, sodass ein Abgang von

S 1,298.004,93 feststeht. Auch in dieser Gruppe sind die Pflicht-

ausgaben vorherrschend. Die einmaligen Ausgaben betragen

S 221.019,19.

Nachstehend bringe ich die Rechnungsergebnisse in den einzelnen

Unterabschnitten dieser Gruppe:

S 38 648,08Allgemeine Schulverwaltung

S 905.139,16Volks- und Hauptschulen
S 18.948,25Gewerbliche und kaufm. Berufsschulen

S 62.226,16Kaufmännische Wirtschaftsschule

Frauenberufsschule S 111.056,20

Realgymnasium S 156.645,44

Stadtbildstelle 2.741,64

2.600,-Studien- und Lehrenbeihilfen

Der Abgang beim Kapitel Kultur und Gemeinschaftspflege in der Höhe

von S 97.035,24 stellt praktisch den Beitrag der Stadtgemeinde

zum kulturellen Leben der Stadt dar und zwar für Musik, Kunst,

Volksbildung und Heimatpflege.

Das Kapitel Fürsorgewesen und Jugendhilfe verzeichnet einen Abgang

von S 1,818.126,47. Der Fürsorgeaufwand stellt nach wie vor eine

Hauptbelastung der Gemeinde dar und beträgt 13.3 % der Gesamtaus-

gaben bezw. S 92.43 pro Kopf der Bevölkerung gegenüber S 70.77

im Jahre 1949 und S 38.86 im Jahre 1948. Daraus ist zu ersehen,

dass auch der Fürsorgeaufwand ständig im Steigen begriffen ist, ver-
ursacht in der Hauptsache durch die Erhöhung der Unterstützungs-

richtsätze.

Der Abgang verteilt sich wie folgt:

Allgemeine Fürsorgeverwaltung S 121.829,71

S 602.874,66Offene Fürsorge

S 419.207.44Geschlossene Fürsorge

S 19.150,-Förderung der freien Wohlfahrtspflege

Sonstige Wohlfahrt-und Fürsorgemassnahmen 15.365,37
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Einrichtungen des Fürsorgewesens S 87.106,08

S 119.444,17Jugendhilfe einschliesslich Fürsorgeerziehung

Einrichtungen der Jugendhilfe S 88.425,03
Städtische Kindergärten S 317.855,87

S 26.868,14Schulkinderausspeiseaktion

In der Gruppe Gesundheitswesen und körperliche Ertüchtigung ist

gegenüber dem Voranschlag 1950 eine Überschreitung der Ausgaben

in der Höhe von S 177.100.- die mit der Errichtung des städt. Ge¬

sundheitsamtes begründet ist, eingetreten. Der Kostenaufwand be-

trägt S 341.202,58 wovon S 178.290,0l auf das Gesundheitsamt

S 15.567,70 auf die Mutterberatungsstelle und S 147.344,87 auf das

Sportwesen entfallen.

Der rechnungsmässige Abgang in Bau-Wohnungs- und

beträgt S 1,066.519,67 und verteilt sich auf :

Allgemeine Bauverwaltung mit

Materiallager mit

Siedlungswesen mit
Strassenerhaltung mit

Um- und Ausbau von Strassen mit

Verkehrstechnische Einrichtungen mit

Brücken mit

Wasserbauten mit

Siedlungswesen

S 193.449,42

16.726,o1

S 11.770,-
S 559.269,44

S 199.697.66

S 25.907.44

36.012.61
S 23.687.09

Nimmt man zu diesem Aufwendungen die weiteren im ausserordentlichen
Haushalt in dieser Gruppe verrechneten Aufwendungen von S 3,218,000.-
binzu, So ergibt sich ein Gesamtaufwand von S 4,284.519,67.Die-

sor Kostenaufwand legt Zeugnis ab von dem Bemühen der Gemeinde-
gmwaltung auf diesem Verwaltungssektor im Intcresse der Allge-

meinheit Nutzbringendes zu leisten und von dem Bemühen insbeson-

dars die Schlechten Strassen- und Verkehrsverhältnisse einer steten

Besserung zuzuführen. An grösseren Strassen- und Brückenarbeiten

seien angeführt, der Ausbau des Plenkelberges, die Pflasterung
der Schuhbodengasse, Mittcregasse und Johannesgasse, der Rauhbe-

lag der Arbeiterstrasse, des Gschaiderberges, des Huberberges,
Holzberges in der Bergstrecke zur Waldrandsiedlung, die Vorplatz-

gestaltung beim Kino Münichholz, die Strassenverbreiterungs- und
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Regulierungsarbeiten in der Leopold-Werndlstrasse und Gleinker-

gasse, der Beginn des Neubaues der Taborstiege und der Neubau der

schwarzen Brücke.

Die bei den öffentlichen Einrichtungen und der Wirtschaftsförderung

verrechneten Aufwendungen für öffentliche Einrichtungen weisen

nachstehende Gebarungserfolge auf:

323.002,71Die S trassenbeleuchtung einen Abgang von S

399.624,08die Strassenreinigung einen Abgang von

die Stadtentwässerung und Fäkalienabfuhr

23.868,94it einem Abgang von

1.923,98die Müllabfuhr mit einem Abgang von

12.999.04die Bedürfnisanstalten mit einem Abgang von

89.167,57das Feuerwehrwesen mit einem Abgang von

7.212,85die Friedhöfe einen Überschuß von

3.311,19die Vichverteilerstelle einen Überschuß von

13.792,26die Freibank einen Abgang von

21.807.06das Marktwesen einen Überschuß von

die Park-und Gartenanlagen einschliesslich der

47.427,74Stadtgärtnerei einen Abgang von

89.633,39der städt. Wirtschaftshof einen Abgang von

S 1,363.018,75die Wasserversorgung einen Abgang von

1.708,84die öffentlichen Waagen

Die Ursache, dass im Unterabschnitt Wasserversorgung ein derart

grosser Abgang ist, liegt darin, dass in diesem Kapitel eine ein-

malige ausserplanmässige Ausgabe für den Ankauf von Wasserleitungs-

materialien im Betrage von S 1,293.836,08 verrechnet aufscheint.

Diese einmalige Aufwendung begründet auch den Abgang bei der Wassr-

versorgung in der Höhe von S 1,363.018.75. Der Gebarungsabgang

bei der Wasserversorgung beträgt demnach bei Ausserachtlassung

der vorangeführten besonderen Aufwendung noch immer S 69.182,67.

Die Ursache dieses Abganges liegt einerseits in der Erhöhung des eick-

trischen Stromtarifes und in der allgemeinen Lohn- und Preisstei-

gerung, andererseits in dem zu geringen Wasserleitungsgebühren-

pauschale in den Wohnhäusern in Münichholz im Verhältnis zum tat-

sächlichen Wasserverbrauch. Mit 1.1.1951 wurde zur Steucrung des

Abganges die Wasserleitungsgebühr auf 54 Groschen pro cm3 erhöht
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und auch für eine richtige Ermittlung und Einhebung der Wasserleitungs

gebühr in der Großsdedlung Münichholz durch Einbau von Wassermessern

Vorsorge getroffen.

Boi Ausserachtlassung der einmaligen Ausgaben für ausserordentliche

Anschaffungen im Betrage von S 45.421,78 beträgt der Gebarungsab-

gang beim städt. Wirtschaftshof S 44.211,61, während die Erfolgs-
rechnung einen Betriebsüberschuss von S 45.499.81 erbringt.

Bei den städtischen Unternehmungen ist auch in diesem Jahre w eder

ein Zuschuss noch eine Gewinnabfuhr zu verzeichnen, lediglich die

fälligen Tilgungsraten und Zinsenleistungen für ein gegebenes Darle-

hen scheinen verrechnet auf,

Im Kapitel Finanz- und Vermögensverwaltung ergibt sich ein günsti¬

ges Ergebnis, das vor allem auf die erhöhten Steuereinmahen insbe¬

sonders bei der Gewerbesteuer u. zw. wie schon eingangs erwähnt, auf

die Steuerleistung einschliesslich der Nächzahlungen seitens der

Steyr-Daimler-Puch A.G., zurückzuführen ist. Dieses günstige Ergeb¬

ais konnte trotz des an den ausserordentlichen Haushalt zur Zeil-

deckung der dort verrechneten Ausgaben abgegebenen Anteilsbeträge
von S 1,759.537,65 und der Zuführung an Rücklagen im Nettobetrage

von S 6,724.326,62 erzielt werden. Nachstehend gebe ich Ihnen die

einzelnen Steuererträge bekannt:

S 2,018.147.05Grundsteuer

S 10,541.859,01Gewerbesteuer

Lohnsummensteuer 2,370.858,94

Getränkesteuer 691.444,41

Lustbarkeitsabgabe 493.108,44

36.650,-Hundesteuer
970.-Pferdesteuer

Ankündigungsabgabe 1.096.81

die Summe der eigenen Steuer beträgt somit S 16.160.134,66

dazu die Abgabenertragsanteile von S.010.060.65

S 21,230.195,29somiv zusammen

Aus diesen Steuereinnahmen müssen folgende Ausgaben geleistet werden:

1,249.157,32Landesumlage
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Notopfer I S 404.152,96

Notopfer II S 1,138.737.38

Für den Lastenausgleich an das Land einen

Grundsteuerbeitrag von 190.535.52

163.476.03und einen Gewerbesteuerbeitrag von

das ergibt somit einen Mettoertrag der

S 18,084.136,08Steuern von

Das war das Ergebnis des ordentlichen Haushaltes.

Der Ausserordentliche Haushalt weist Gesamtausgaben von S 5,313.086,60

auf und zwar:

San Bau - und Anschaffungskosten 4,938.758,77

19.467.17an Leistungen für Rückstellungen

für den Ankauf von Liegenschaften 24.728.-

und an Zuführung des Erlöses aus städt. Grund

- und Gebäudeverkauf an die Grunderwerbsrücklage 330.132.66

Dieser Gesamtaufwand ist gedeckt durch:

Zuschüsse des Bundes und Landes 423.424,25

Bauzuschuss der Steyr-Daimler-Puch A.G. für

300.000,00den Kindergartenneubau in Münichholz

S 1,759.537,65Anteilsbetrag des ordentlichen Haushaltes

S 2,445.991727Entnahme aus Rücklagen

29.272,77Ersätze und sonstige Einnahmen

354.860,66SErläse aus Liegenschaftsverkäufen

An grösseren Bau - und Anschaffungskosten sind rerrechnet:

Für den Stockwerkaufbau im Rathaus 1. Baurate 182.161,04

für den Schulraumneubau in der Kematmüller-

schule 63.779.50

für den Neubau einer zehn-klassigen Volksschu¬

le in Münichholz S 1,264.521.80

wobei ich Ihnen sagen will, dass die Gesamtkosten rund S 1,871.000.-

betragen.

Für den weiteren Ausbau des Magazinsgebäudes
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für Berufsschulzwecke samt Einrichtung S 65.389.77

für den Ausbau des Versorgungsheimes II

S 337.703.44erste Baurate

für den Kindergartenneubau Taschlried eine Rest-

S 61.266,49rate samt Einrichtung

für den Kindergartenneubau in Münichholz eine

S 310.171.24Baurate von
für Aufschliessungsmassnahmen in Siedlungen

einen Teilbetrag von S 40.217,96
für den Um- und Ausbau von Strassen, Wegen und

S 843.896,03Plätzen

S 107.955,88für den Neubau der schwarzen Brücke (Baurate)

für den Neubau eines Betonwehres in Zwischen-

brücken für Vorarbeiten und Bodenuntersuchungen S 48.527,55

für die Erweiterung der Strassenbeleuchtungs-

S 139.089,76anlagen

für den Ankauf eines neuen Müllwagens 212.052.55

gür den Neubau einer Abortanlage auf der Promenades 30.669,27

für den Ausbau des ersten Stockes im Feuerwehrde¬

pot in der Sierningerstrasse für Wohnzwecke 68.951,20

für den Einbau einer Kühlanlage in der neuen Lei-

chenhalle und Vorplatzgestaltung 64.574.14
für Investitionen im städt. Wirtschaftshof 86.118.55

ir die Erweiterung des Wasserversorgungsnetzes

einschliesslich der Entschädigungszahlungen für

die Freimachung des Brunnenschutzgebietes S 440.551,03
für den Ausbau des Wirtschaftshofgebäudes für

Wohnzwecke 64.903.34
für den Ausbau des Posthofgebaudes für Wohnzwecke 107.459.80
für den Einbau von 12 Mansardenwohnungen im städt.

Wohnhausblock in der Herta-Schweigerstrasse 348.009,39

Wenngleich das im Voranschlag 1950 enthaltene Bauvolumen von

S 10.139.500.- vor allem aus finanziellen Gründen auf rund die Hälfte
hat reduziert werden müssen, so ist denoch der Beweis dafür er-

bracht, dass die Stadtverwaltung auch in diesem Jahre wiederum alle

Kräfte aufgeboten hat, eine rege kommunale Tätigkeit zu entfalten und

das Größtmöglichste auf diesem Gebiete zu leisten. Die grossen
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Versäumnisse, die die Stadt auf dem Gebiete der kommunalen Einrich-

tungen leider aufzuweisen hat, sind derart voliminös, dasses ihr

selbst auf eine lange Reihe von Jahren aufgeteilt, nicht mög-

lich wäre, diese Versäumnisse mit eigener Finanzkraft aufzuholen. Die

Stadt bedarf hiefür ausgiebiger finanzieller Hilfe seitens des Bun-

des und Landes und eine Planung auf weite Sicht. Nicht nur die

Wohnungsnot ruft gebieterisch nach Abhilfe sondern es fehlt, um

nur einiges anzuführen, an einer das ganze Stadtgebiet umfassen-

den Wasserversorgung, an einer Kanalisation, an notwendigen Ver-
kehrsstrassen einschliesslich Brücken, an Schulen, an einem

Schlachthof, an kulturellen und sportlichen Einrichtungen u.s.w.

Die Gebarung des Wirtschaftshofes scheint als rechnungslegende

Einrichtung der Gemeinde gesondert auf. Die Gebarung weist an Ein-

nahmen abzüglich des Abfalles an Kasseneinnahmenresten aus Vor¬

jahren S 2,048.06915

an Ausgaben S 2,092.780,76

S 44.711,61auf und schliesst somit mit einem Abgang von

Hiebei ist zu erwähnen, dass in den Ausgaben eine Erneuerngsrücklage
von S 100.000.-- enthalten ist.

Die nach den Grundsätzen einer kaufmännischen Betriebsabrechnung
erstellte Erfolgsrechnung für das Jahr 1950 weist hingegen einen

Betriebsüberschuss von S 45.499,81 aus. Die Differenz ist unter

anderem darauf zurückzuführen, dass in der Betriebsabrechnung

Abschreibungen in der Höhe von S 37.772,82 aufscheinen in der

Gebarung jedoch einer Erneuerungsrücklage von S 100.000.-. Würde

die Ansicht bestehen, dass sowohl die gesamte Erneuerungsrücklage

von S 100.000.- vom Betriebe im Jahre 1950 erwirtschaftet hätte

werden müssen und daher als Betriebsaufwand zu gelten hätte, und
andererseits ein erzielter Reinerlös von S 13.020.86 aus dem Wrackab-

verkauf als betriebsfremde Einnahme aunzusehen wäre, so würde sich
allerdings der Gesamtüberschuss in einem Gesamtabgang von

S 29.748,23 verwandeln. Da auch dieser Abgang in Anbetracht eines
Gesamtumsatzes von rund S 2,000.000.- nur 1,5% ausmachen würde,

führt auch diese Betrachtungsweise zu dem Ergebnis, dass die Ge-

sam'gebarung als im wesentlichen ausgeglichen ist.
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Die Stadtverwaltung hat noch Stiftungen zu verwalten und zwar

die Schiffmeister Reder'sche Jubiläumsstiftung dren Stiftungs-

vermögen am Ende des Rechnungsjahres 1950 S 6.534,89 betrug. Das

Erträgnis der Stiftung im Betrage von S 302.62 wurde widmungs-

gemäss verwendet.

Ausserdem die Dr. Wilhelm Gross-Stiftung, deren Stiftungsver-

mögen am 31.12. 1950 S 10.540.39 betrug. Erstmalig wurde die

Widmung entsprechend einem bedürftigen Hochschüler, der sich dem

Studium der Mathematik widmet, aus dem Erträgnis des Stiftungs-

vermögens ein Stipendium im Betrage von S 750.- zuerkannt.

Die Wirtschaftlichkeit der Gemeinde ist aber aus der Vermögens-

rechnung zu erschen.

Die Summe der Aktiven beträgt S 30,554.376.o1
die der Passiven S 5,366.442,67

Das Reinvermögen vom 31. 12. 1950 beträgt

demnach S 25,187.933,34

und ergibt daher gegenüber dem Reinvermögen

vom 1.1. 1950 von S 16.044.617,41
eine Vermögensvermehrung von S 9,143.315,93

Die Aktiven haben sich im Jahre 1951 um S 10,633.809, 77 vermehrt,

so die Guthaben bei den Banken und Sparkassen um S 1,279.476,89,

die Rücklagen um S 4,838.468,01, der Wert der Gebäude um

S 2.289.508,55, der Wert der Einrichtungen um S 886.695,54 und

jener der Vorräte um S 1,342.416,82.

Die Passiven erhöhten sich ebenfalls, jedoch nur um S 1,490.493,84

und zwar durch erhöhte Zahlungsrückstände.

Wenn ich abschliessend aus diesem Bericht das Wichtigste wieder-

holen darf, so möchte ich darauf hinweisen, dass wir 1,700.000.- S

vom ordentlichen Haushalt dem ausserordentlichen Haushalt zuge-
Rücklagen

führt haben und ausserdem/in der Höhe von S 4,800.000.- geschaf-

fen haben. Dies ist nicht vielleicht geschehen, um Geld zu sammeln

bezw, dieses nicht rechtmässig zu verwenden, sondern dies musste

deswegen gemacht werden, weil diese Einnahmen erst im letzten

Vierteljahr 1950 eingegangen sind und innerhalb dieses Zeitraumes

nicht mehr ausgegeben werden konnten. Im Jahre 1951 sind diese
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Beträge selbstverständlich ordnungsgemäss verwendet worden.

Der Antrag, den ich Ihnen vorzulegen habe, lautet:

Der Gemeinderat wolle beschliessen:

Der Rechnungsabschluss der Stadt Steyr für das Jahr 1950 wird zur

Kenntnis genommen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Wünscht hiezu jemand das Wort ? Es ist dies nicht der Fall, der

Rechnunungsabschluss ist daher zur Kenntnis genommen und wir

können zum 2. Punkt der Tagesordnung übergehen. Ich bitte Herrn

Stadtrat Schanovsky zum 2. Punkt zu sprechen.

2.) 21. 4129/51 Jahresbilanz der städt. Unternehmungen

Werter Gemeinderat !

Die Bilanz der städtischen Unternehmungen ist zwar ein Bestand-

teil des gesamten Rechnungsabschlusses. Es ist aber immerhin sehr

interessant, sodass ich Ihnen auszugsweise einige Erläuterungen

hiezu geben will:

Unsere städtischen Unternehmungen umfassen bekanntlich als Betriebs-

zweige den Verkehrsbetrieb, die Bestattungsanstalt, die Reklame-

abteilung und das Krematorium mit der neuen Leichenhalle.

Die Bilanz schliesst für 1950 theoretisch noch positiv ab.

Aktiven 917.168,71

551.166,50Passiven

Reinvermögen S 366.002,21
Reinvermögen zu Beginn d. Jahres 1950 S 362.761.59
Reingewinn für 1950 10.62

bei einem Gesamtjahresumsatz von S 1,664.989.45,

Dieser bilanzmässige Reingewinn von S 3.240,62, der sich auf die

einzelnen Betriebe wie folgt aufteilt,

Verkehrsbetrieb 120.76
Keklameabteilung 206.09
Bestattungsanstalt 1.591.-
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SKrematorium Leichenhalle 1.222.77,

ist jedoch mit Ausnahme des Krematoriums und der Leichenhalle

nur ein Scheingewinn, weil die tatsächlichen Erfolgsrechnungen

bei Verkehrsbetrieb, Reklame und Bestattung effektiv passiv sind.

Unter Berücksichtigung der ausserodentlichen Erträge und Auf-

wände, wie verrechnete Steuerguthaben, Eingänge aus abgeschriebe¬

nen Forderungen und Überzahlungen, Versicherungsprovisionen und

Nachzahlungen für verschiedene Leistungen, und den fehlenden

Rücklagen für die Wiederbeschaffung von Fahrzeugen ergibt sich

an Stelle des vorangeführten Reingewinnes in Wirklichkeit ein Ver¬

lust von S 120.089,80 wovon auf

den Verkehrsbetrieb S 106.888,43

die Reklameabteilung S 2.653,91

die Bestattungsanstalt S 11.770,23

entfallen.

Bei den Verkehrsbetrieben betrug der Jahresumsatz S 1,306.409,69.

Wie die Teilbetriebsergebnisse zeigen, ist der Gesamtverlust haupt-

zächlich auf den Verkehrsbetrieb zurückzuführen., der infolge

des bedeutenden Rückganges der Personenbeförderung im Orts-

linienverkehr und der nicht rechtzeitig erfolgten Erhöhung

der Tarife so ungünstig abschloss. Die Tariferhöhung hätte um ein

Jahr früher stattfinden müssen. Zur Abwicklung des Linienverkehrs
waren Ständig 5 Autobusse eingesetzt, die an 365 Fahrtagen ins-

gesamt 1,820.748, beförderten; gegenüber dem Vorjahr 172.381

Darsonen weniger, trotz grösseren Einsatzes vonOmnibussen. bei

don Stosszeiten. Dieses Absinken lässt sich mit dem besonders

im Frühjahr herrschenden Schönwetter und der allgemeinen Geld-

knappheit und der zunehmenden Selbstständigkeit des Stadtteiles

Münichholz begründen. Die durch 3 Monate im Betrieb gewesene

Garstner - Linie musste, weil unrentabel, wieder eingestellt

wenden. Der Vorlust betrug S 10.000.- Der Streik im Oktober

1950 hatte einen Einnahmeentfall von rund S 14.000.- zur Folge.

Im Ausflugsverkehr wurden 292 Fahrten mit 76.165 km durchgeführt
und dabei 8854 Personen befördert. Im Vorjahr fanden 166 Fahrten

mit 5789 Personen auf 28.576 km statt. Obwohl der km -Tarif

gegenüber 1949 mit 10.3 Groschen gleichgeblieben ist, konnten



beim Ausflugsverkehr die Einnahmen mehr als verdoppelt werden.

Hier macht sich der Einsatz der im Vorjahr angeschafften zwei

Reiseautobusse entscheidend bemerkbar. Es ist festzustellen, dass

das negative Ergebnis im Ortslinienverkehr nur durch das positive

Ergebnis des Fernverkehres und Tankstellenbetriebes ausgeglichen

werden konnte. Trotzdem ist bei den Verkehrsbetrieben die Wirt -

schaftlichkeit nicht gegeben, da bei insgesamt 10 eingesetzten

Omnibussen jährlich ein Omnibus herausgewirtschaftet werden müsste.

Der Jahresumsatz der Reklameabteilung betrug S 55.758,66 . Während

im Jahre 1949 das Bogenanschlagsgeschäft im Zeichen der Wahlwer-

bung stand, hat im Betriebsjahr die Wirtschaftswerbung auswärtiger

Firmen beträchtlich zugenommen. Dies drückt sich schon darin aus,

dass von den im Berichtsjahr geklebten 20.434 Ganzbogen 11.688 Plakate

aus Linzer-Aufträgen stammen, während 8.746 Bogen durch Lokalauf-

träge zum Anschlag gelangten. Die verklebte Fläche betrug 10.220 m2

gegenüber 15,000 m2 im Vorjahre.

Der effektive Verlust von S 2.653.91 findet aber seinen Ausgleich

durch die Umsatzprovision die laut Vertrag durch die Fa. " Globus "

an die Stadtkasse direkt eingezahlt wurde und 19.814,83 S betrug.

Das Bestattungsgeschäft hatte einen Jahresumsatz von S 226.761,46

und das Krematorium mit Leichenhalle einen solchen von S 76.059,64.

Das Bestattungsgeschäft zeigt gegenüber 1949 eine merkliche Aufwärts-
entwicklung. Mit Hinzurechnung der Kremationen konnten von sämt-

lichen in Steyr angefallenen Geschäftsfällen 59.3% durch die städt.

Bestattungsanstalt durchgeführt werden. Dies bedeutet gegnnüber

1949 eine Steigerung um 4.2%. Ausserdem wurden für fast sämtliche

Bestattungsfälle des Privatunternehmens die Aufbahrungen durchge-

führt, wodurch die städtische Bestattungsanstalt leistungsmässig

auch bei den privaten Geschäftsfällen mit 21.4% beteiligt ist.

Auch der effektive Verlust bei der Bestattungsanstalt in der Höhe

von S 11.770,23 ist auf verspätete Tariferhöhung zurückzuführen.

Zum erstenmal konnte der Krematoriumsbetrieb effektiv mit den be-

reits genannten Gewinn von S 1.222,77 abschliessen.

Im Gesamtbetrieb der städtischen Unternehmungen waren mit Ende des

Berichtsjahres 38 Vertragsbedienstete beschäftigt wovon in der Ver-

waltung 6 Personen, im Verkehrsbetrieb 26, in der Bestattungsan-

stalt 3, im Krematorium und in der Leichenhalle 2 und in der Re-
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klameabteilung 1 Person, eingesetzt waren. Der Personalaufwand

betrug 31.8 %.

Sie sehen, wie sehr die finanzielle Lage bei den städtischen

Unternehmungen angespannt ist und es bedarf in Zukunft ganz be¬

sonderer Anstrengungen um diese Unternehmungen wirtschaftlich,

wenn schon nicht rentabel, so doch wenigstens kostendeckend gestalten

zu können.

Der Antrag der im Gegenstande gestellt wird, lautet:

Der Gemeinderat wolle beschliessen:

Die Jahresbilanz 1950 der städt. Unternehmungen wird zur Kenntnis

genommen.

Den Angestellten der städt. Unternehmungen Rudolf Golda, Robert

Schlederer und Anton Steinleitner ist eine Bilanzremuneration

in der Höhe eines Monatsentgeltes inklusive sämtlicher Zulagen anzu-

weisen. Die Deckung für diese Ausgabe ist aus den allgemeinen

Deckungsmitteln der städt. Unternehmungen der Stadt Steyr zu

nehmen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Wird hiezu das Wort verlangt ? Ich bitte Herr Gemeinderat Hauser!

Gemeinderat Friedrich Hauser:

Sehr verehrte Damen und Herren!

Die Tatsache, dass die städt. Vorkehrsbetriebe nichtmehr aktiv sind,
ist nicht erschütternd, da in Osterreich wohl keine Verkehrsbetriebe

bestehen, die aktiv sind. Erschütternd ist vielmehr die Tatsache,

dass trotz der abnehmenden Verkehrsdichte noch sehr unangenehme

Sachen vorkommen. Es werden oft bis zu 70 und 75 Personen in einen

Wagen hineingepresst von denen, auf Grund der abgeschlossenen Ver-

sicherung nur höchstens 2/3 versichert sind. Ich führe dies deswe-

gen an, weil der Gemeinderat sich mit dieser Sache unbedingt einmal
beschäftigen muss. Dieses Problem kann nicht durch den Ankauf

neuer Wagen gelöst werden, denn wir müssen Strassen und Schulen

bauen, sodass uns keine Mittel übrigbleiben neue Wagen anzushhaffen.

Wenn Sie täglich ins Münichholz fahren, dann werden Sie selbst fest-



stellen, dass wegen dieses Übelstandes auf die Gemeindeväter

sehr geschimpft wird. Dieses Verkehrsproblem muss in irgend

einer Art und Weise aus der Welt geschafft werden. Das Personal

kann nichts dafür und muss ohnedies unmenschliches leisten. Die

Fahrzeuge werden gut instandgehalten. Die Verantwortung bei einem

eventuellen Unfall tragen Sie meine Damen und Herren, da die Ver-

sicherung für einen überbelegten Wagen bestimmt nicht zahlen wird.

So unangenehm diese Tatsache auch ist, so müssen wir doch daran

gehen, das Problem zu läsen. Ob Sie diese Gefahr wahrhaben wollen,

weiß ist nicht, jedenfalls besteht sie.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Die Ausführungen des Gemeinderates Hauser sind zum Grossteil be-
rechtigt. Wir dürfen aber nicht vergessen, dass es überall und

nicht nur in Steyr, auch in Linz und in allen anderen Städten

an den Stoßzeiten so ist.

Die Versicherungsangelegenheit ist in Arbeit. In kurzer Zeit kann

darüber Beschluss gefasst werden. Die Bewältigung des Stoßbetrie-

bes ist eben für alle Verkehrsunternehmungen sehr schwierig.

Gegen den Antrag wurde keine Stimme erhoben. Dieser ist daher
angenommen.

Bitte Herr Stadtrat Schanovsky um den nächsten Punkt der Tagesordnung.

3.) 21. 4847/51 Voranschlag 1952.

Sehr geehrter Gemeinderat-!

Zum vorigen Antrag möchte ich der Ordnung halber noch sagen, dass
der Rechnungsabschluss 1950 selbstverständlich vom städtischen

Kontrollamt geprüft und in Ordnung befunden wurde.

Wie alle Jahre mussten wir auch heuer über den Voranschlag beraten

und Beschluss fassen. Infolge der Erlassung des Finanzausgleichs-
gesetzes ist es möglich geworden Ihnen den Voranschlag recht-

zeitig vorzulegen. Das wesentliche ist die Wiederholung der

Vereinbarung zwischen Finanzministerium und Städtebund, wobei
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das Bundespräzipuum in der gleichen Höhe wie im Vorjahr und auch

in der gleichen Form wie im Vorjahr festgelegt wurde. Die Kopf-

quote für den Polizeikostenbeitrag wurde von S 7.- auf S 20.-

erhöht. Eine weitere Änderung ist die Erhöhung des Hebesatzes für

die Grundsteuer A von 200 % auf 400 %. Auch sollen die Bezüge der

über 60 Jahre alten Arbeitnehmer wieder in die Lohnsummensteucr

einbezogen werden.

Unser Voranschlag kann nur die notwendigsten Bedürfnisse beinhal-

ten, da wir nicht erst die Ausgabenseite aufstellen dürfen und

dann erst die Einnahmenseite, sondern der umgekehrte Weg eingehal-

ten werden muss. Wenn daher noch zusätzlich Einnahmen kommen sollten,
so können diese für weitere Ausgaben verwendet werden. Kurz ge-

sagt, Wir müssen uns nach der Decke strecken. Die bisherigen Vor-

anschläge zeigen dies deutlich wie Sie es ja auch aus dem Voranschlag

1050 orsehen haben. Wir stehen nun aber zum erstenmal vor einem

Voranschlag, von dem wir nicht erwarten dürfen, dass sich seine

ziffern bedeutend erhöhen werden. Sie kennen die besonderen Umstände,

die die grossen Schwierigkeiten hervorrufen. Es ist, das im Jahre 19:

erlassene Steueränderungsgesetz und das Investitionsbegünstigungs-

gesetz, was auf einen gewaltigen Rückgang an Gewerbesteuern schlies-
sen lässt. Es ist sehr zweifelhaft, ob die Gewerbesteuer in der für

1052 veranschlagten Höhe eingehen wird. Die finanzielle Auswirkung

dieser Gesetze lässt sich leider derzeit auch nicht annähernd zif-

fernmässig ermitteln und ist daher der präliminierte Ansatz der

Gewerbesteuer 1952 nur eine Schätzziffer.

Bemerken möchte ich noch, dass der Präsident des Industriellenver-

bendes in einer Sitzung gesagt hat, dass die Gewerbesteuer zu hoch

soi und die Gemeinden gar nicht wüssten, was sie mit dem einflies-

senden Steuerertrag anfangen sollten. Ein solcher Ausspruch ist

vollkommen unverständlich und entbehrt jeder Grundlage, denn gerade
Industriegemeinden haben schr viele komunale Aufgaben zu erfüllen.
Sie sehen das auch in der Gemeinde Steyr. Wir hätten den Ausbau der

Wasserleitung und Kanalisierung vorzunehmen, wir leiden an einer

drückenden Schulraumnot und brauchen Mittel um die ungeheure Woh-

nungsnot zu beheben. Wie soll eine Gemeinde diese Aufgaben erfüllen,

wenn ihr noch ein Teil des Steuererträgnisses entzogen wird. Solche
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Provokationen müssen daher schärfstens zurückgewicsen werden. Ich

tehe im übrigen auf den Standpunkt, dass die Steuersätze einer

grundlegenden Änderung bedürfen und zwar dahingehend, dass nicht der

rtrag, sondern der Aufwand als Basis zur Bemessung herangezogen

erden soll.

er Finanz- und Rechtsausschuss hat den Voranschlag geprüft. Es

iegt in der Natur der Sache, dass viele berechtigte Einzelwünsche

urückgestellt werden mussten.

ch gehe jetzt näher in den Voranschlag ein.

ie Gesamteinnahmen des ordentlichen Haushaltes

S 26,144.300.-tragen

S 27,177.200.-ie Gesamtausgaben
1,032.900.-odass sich ein Abgang ergibt von

ass nach wie vor mangels Ertrag bringender Gemeindebetriebe die

tadt einzig und allein die Abgaben und Gebühren als einzige Ein-

ahmequelle hat, zeigt folgende Aufstellung:

S 12,451.000.-igene Steuern
S 4,000.000.-bgabenertragsanteile

830.000.-SConzessionsabgabe
S 1,237.200.-ebühren

S 18,518.200.-zusammen daher
l.s. 70.8 % der Gesamteinnahmen.

on den präliminierten Ausgaben von S 27,177.200.- entfallen

24,025.800.- auf bedingte und unbedingte Pflichtausgaben also auf

jene Ausgaben, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften oder Verträge

antstehen, bezw. die notwendig sind um die bestehenden Gomeindeein¬

richtungen im geordneten Gang zu erhalten, während nur S 3,151.400.-
für zusätzliche Ausgaben für Neuanschaffungen und Verbesserungen

also einmalige Ausgaben vorgesehen sind. Und selbst diese Ausgabe muss

zwecks Ausgleiches der Gebarung um S 1,032.900.- gekürzt werden, falls
eine Bedeckung durch Einsparung bei den übrigen Ausgabeposten oder

durch erhöhte Einnahmen nicht herbeigeführt werden könnte. Also 88 %

müssen wir für effektive Ausgaben aufwenden und nur der Rest bleibt

uns für andere Ausgaben.
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Wir beschäftigen zusammen 407 Bedienstete, davon 90 Beamte.

Im Vorjahre waren 396 beschäftigt, also sind es um 11 mehr. Davon

sind 10 Aushilfen, sodass das Personal nur um einen erhöht wurde.

Der gesamte Personalaufwand einschliesslich Wirtschaftshof ist

mit S 8,153.400.- veranschlagt, d.s. 30 % der Ausgaben um 5%

gegenüber den Voranschlag 1951 mehr.

In besonderen Teil umfasst das Kapitel allgemeine Verwaltung

durchwegs Pflichtausgaben und weist einen Zuschussbedarf von S

2.689.400.- auf. Das ist eine 30%ige Steigerung. Von den prälimi-

nierten Ausgaben entfallen allein für Ruge und Versorgungsgenüsse

S 1.030.100.- für 73 Pensionisten.

In der Gruppe Polizei mit einem präliminierten Zuschussbedarf von

S 1.147.700.- ist der Polizeikostenbeitrag die Hauptausgabe.

Das Schulwesen erfordert Ausgaben von S 3.026.900.- denen Einnahmen

von S 145.200.- gegenüber stehen. Der Zuschussbedarf beträgt dem-

nach S 2,881.700.-. Ausserdem sieht der ausserordentliche Haus-

halt noch einen Bauaufwand von S 800.000.- vor sodass für das

Schulwesen ein Gesamtaufwand von S 3,681.700.- vorgesehen ist.

Wür Volks- und Hauptschulen sind für grössere Adaptierungsarbeiten
an den Gebäuden und Inneneinrichtungen, weiters für Neuanshhaffun-

gen einmalige Ausgaben von S 743.100.-

präliminiert. Hiezu kommt noch der geplante
weitere Ausbau des Magazinsgebäudes

Industriestrasse 4-6 für die Errichtung neuer

Volksschulklassen von S 230.000.-

zusammen daher S 973.100.-

Der beachtliche Zuschussbedarf von S 2,881.700.- der eine Stei-

gerung von 38 % gegenüber dem Vorjahre bedeutet verteilt sich wie

folgt:

Für die allgemeine Schulverwaltung S 69.500.-

für Volks- und Hauptschulen S 1,871.400.-

für gewerbliche und kaufmännische Berufsschu-

S 42.800.-len
Für die kaufmännische Wirtschaftsschule 124.900.-
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S 215.100.-für die Frauenberufsschule

für das Realgymnasium S 534.300.-

S 11.700.-für die Stadtbildstelle

ür das sonstige Schulwesen 12.o00.-

Die Kultur- und Gemeinschaftspflege ist mit einem Zuschussbe¬

darf von S 390.000.- dotiert und hat somit gegenüber dem Vor¬

jahr eine Steigerung von S 102.500.- aufzuweisen. Hiedurch sol¬

len die kulturellen Belange der Stadt eine notwendige gesteigerte

örderung erfahren.

Den grössten Aufwand erfordert das Kapitel Fürsorgewesen und

Jugendhilfe. Die Ausgaben sind mit S 5.716.200.- veranschlagt,

die Einnahmen bezw. Ersätze erbringen S 2,249.000.-. Der Zuschuss¬

bedarf beträgt daher S 3,467.200.- gegenüber S 2,535.500.- somit

36 % Steigerung gegenüber dem Jahre 1951 und S 1,818.100.- ge-

genüber dem Jahre 1950. Die Fürsorgcausgaben sind somit ständig im

Steigen begriffen. Sie betragen rund 21 % der Gesamtausgaben.

Ausser dem im ordentlichen Haushalt anfallenden Kostenaufwand

S 3,467.200.-der Gemeinde für das Fürsorgewesen mit

sieht der ausserordentliche Haushalt für den

Ausbau des Versorgungsheimes und Adapzierungs-

arbeiten an Kindergärten einen Betrag von S 1,850.000.-

S 5,317.200.-vor, sodass ein Gesamtaufwand von

geplant ist. Es ist daraus zu ersehen, dass die Gemeinde sowie in

den vergangenen Jahren auch in diesem Jahre der Sorge um die

Wohlfahrt der Bedürftigen und für die Jugendhilfe nach besten

Kräften Rechnung trägt.

Die offene Fürsorge erfordert allein einen Kostenaufwand

von S 1,o10.000.-

die geschlossene Fürsorge einen Zuschussbedarf

von 623.600.-

die verschiedenen Hilfsaktion der freien

Wohlfahrtsfürsorge wie Kohlenaktion und

182.o00.-zusätzliche Wochenfürsorge

die Versorgungsanstalten - Altersheime 138.000.-
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die städt. Kindergärten S 825.700.-

Bei dens tädtischen Kindergärten beträgt der laufende Aufwand

S 726.700.- . An einmaligen Ausgaben für Adaptierungsarbeiten und

für den Ankauf von Spiel-,Turn- und Gartengeräten sind S 97.000.-

vorgesehen.

Im Kapitel Gesundheitswesen und Sport istein Zuschussbedarf von

S 511.800.- ausgewiesen und zwar S 300.500.- für das Gesundheitsamt

S 22.000.- für die Mutterberatungsstelle und S 150.000.- für

allgemeine Förderung des Sportwesens,

Im Kapitel Bau- Wohnungs- und Siedlungswesen sind zum grössten Teil

nur laufende Aufwendungen vorhanden, doch verursachen auch diese

schon Ausgaben in der Höhe von S2363.500.- denen Ersatzleistun-

gen von nur S 407.200.- auf der Einnahmeseite gegenüberstehen,
sodass der Zuschussbedarf S 1,956.300.- beträgt, was eine Steigerung

von 32 % bedeutet. Alle grössereen Bauvorhaben sind im ausserordent-

lichen Haushalt enthalten. Die laufende Strassenerhaltung sieht

einen Kostenaufwand von S 790.500.- vor, jene der Brücken S 65.000.-

und der Uferschutzbauten S 87.000.-. Für den Ankauf von Klein-

steinen ist ein Betrag von S 250.000.- ausgeworfen. Zur Bekämpfung

der Wohnungsnot, der grössten Sorge der Gemeinde, nimmt diese für

den Bau von Notwohnungen einen Betrag von S 1,000.000.- auf, nach

dem sie schon im Jahre 1951 1.3 Millionen für den Wohnungsbau

ausgegeben hat. Hiezu sind noch die Aufwendungen für die Erhal-
haus

tung und Verbesserung des Altwohnbesitzes der Gemeinde in der Höhe

gon S 466.100.-, die für das Jahr 1952 veranschlagt sind, hinzu-

muzäblen. Diese Summen legen Zeugnis davon ab, dass auch auf die-
som Gebiete die Gemeinde die grössten Anstrengungen macht. Mit
eigenen Mitteln ist die Gemeinde nicht in der Lage der Wohnungs-

mot Herr zu werden. Es muss um Beihilfen an Bund und Land heran-

getreten werden. Die tristen Wohnungsverhältnisse fordern ausgie-
bige Zuschüsse, weil uns die gegenwärtige Situation über den

Kopf zu wachsen droht.

Der Zuschussbedarf für die Gruppe öffentliche Einrichtungen be-

trägt S 2.474.100.- und verteilt sich unter anderem auf die :
S 521.200.-Strassenbekeuchtung
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worin eine einmalige Ausgabe für den Kabel¬

ankauf im Betrag von S 250.000.- enthalten ist.

Strassenreinigung S 570.000.-

Stadtentwässerung S 105.000.-

Müllabfuhr S 396.500.-
Phievon entrallt für den Ankauf von neuen Müll-

tonnen eine einmalige Ausgabe von S 250.000.-

Feuerwehrwesen, einschliesslich einer einmali¬ S 271.o00.-

gen Ausgabe für Geräteankauf von S 62.000.-

Park - und Gartenanlagen S 253.000.-

S 178.500.-städt. Wirtschaftshof

hievon entfällt für den Umbau des Sprengwagens

eine einmalige Ausgabe von S 150.000.-

S 115.900.-Wasserversorgung

der letztgenannte Zuschussbedarf ist durch den Ankauf von Wasser¬

messern verursacht.

Im Kapitel Finanz- und Vermögensverwaltung, das Einnahmen von

S 18,042.800.- gegenüber Ausgaben von S 3,566.200.- aufweist, ist

ein Ergebnis somit von S 14,476.600 vorhanden. Die Haupteinnahmen

in dieser Gruppe sind die Steuern und Abgaben, die in folgender

Höhe präliminiert wurden:

Eigene Steuern:

65.o00.-Grundsteuer A

S 1,800.600.-Grundsteuer B

Gewerbesteuer 6,ooo.ooo.-

Lohnsummensteuer 3,200.o00.-

670.000.-Getränkesteuer

600.o00.-Lustbarkeitsabgabe

116.000.-Sonstige Steuern und Abgaben

zusammen S 12,451.000.-

S 4,00o.000.-Die Abgabenertragsanteile wurden mit

S 16,451.000.-in Ansatz gebracht, daher insgesamt

Es muss von der Möglichkeit die Grundsteuer A zu erhöhen Gebrauch

gemacht werden. Der Hebesatz ist durch Beschluss mit 400 % fest-
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zulegen. Wie schon vorher erwähnt, ist der Ansatz der Gewerbe¬

steuer eine reine Schätzziffer, da sich die Auswirkungen der

Steuerbegünstigungsgesetze auch nicht annähernd feststellen

lassen. Ebenso ist die Auswirkung des neuen Finanzausgleichs¬

gesetzes und der Steueränderungsgesetze auf die Abgabenertrags¬

anteile nicht feststellbar und daher auch die ausgewiesene Erfolgs¬

ziffer bei dieser Position ledigkich eine Schätzziffer. Dies

war zum ordentlichen Haushalt zu sagen.

Der ausserordentliche Haushalt

zeigt folgendes Ergebnis:

S 11,418.000.-Gesamtausgaben

S 6,343.000.-Gesamteinnahmen

S 5,075.o00.-daher ein Abgang von

Die beabsichtigten Bau-vorhaben sind somit unter der Voraussetzung
der Beitragsleistung des Landes zum Bau des Gesundheitsamtes

in der Höhe von S 800.000.- weiters einer Beitragsleistung des

Bundes und Landes zum Wasserleitungsbau im Betrag von S 400.000.--

der Verwendung des aufgenommenen Darlehens für den Bau von Not¬

wohnungen in der Höhe von S 1,000.000.- und unter der Voraus¬

setzung, dass nach Abschluss des Rechnungsjahres 1951 der Rück-
lagestand die geschätzte Höhe von S 4,143.000.- erreicht, nur bis

zu einem Betrage von S 6,343.000.- gedeckt. Es können daher die
Bauvorhaben nur bis zu diesem Ausmaße durchgeführt werden, es

sei denn, dass eine weitere Bedeckung durch Bedarfszuweisungen,
durch weitere Beträge des Bundes oder Landes zu den beabsichtigten

Wesserleitungsbauten oder durch weitere Darlehensaufnahme erreicht
werden kann.

Der ausserordentliche Haushalt sieht vor:

An Leistungen für Rückstellung und Zahlungs.
verpflichtungen für aus der Kriegszeit
stammende Forderungen
einen Aufwand für Volks- und Hauptschulen.

für den Zubau beim Versorgungsheim II eine

Baurate von
für den Neubau des Gesundheitsamtes eine

Baurate von

531.000.-

8o0.o0o.-

S 1,800.000.-

S 1,800.000.-
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für die Geländeaufschliessung des chemaligen

400.ooo.-Rennbahngrundes

S 1,0oo.000.-für den Bau von Notwohnungen

für den Um- und Ausbau von Strassen 277.o00.-

530.000.-ir Uferschutzbauten und Wasserbauten

für Erweiterung und Erneuerung der Strassen¬

370.o00.-beleuchtung

260.o0o.-für Kanalbauten

für Aufwände des städt. Wirtschaftshofes 330.000.-

für den Neubau und die Erweiterung der

städt. Wasserversorgung S 1,765.000.-

S 1,500.000.-und für Investitionen im Gaswerk

Der Wirtschaftsplan des städtischen Wirtschaftshofes sieht

einen Aufwand von S 3,127.000.- vor. Hievon betragen die Personal¬

ausgaben S 2,282.000.- der Sachaufwand S 745.000.- und die Erneuer-

unfsrücklage S 100.000.-. Die Ausgaben sind in gleicher Höhe durch

Einnahmen gedeckt, sodass die Gebarung des Wirtschaftshofes ohne

einen Abgang oder einen Überschuss veranschlagt aufscheint.

Die Leistungen des städt. Wirtschaftshofes werden den cinzelnen

Dienststellen als Sachaufwand angerechnet und werden die Arbeiten

bezw. Aufwände auf ihre Konkurenzfähigkeit laufend kontrolliert.

Der Wirtschaftsplan der städt. Unternehmungen sieht

Gesamteinnahmen von S 2,233.600.-

u. Gesamtausgaben von S 2,211.650.- vor,

sodass diese einen Gesamtgewinn von 21.950.- erwarten.

Dieser soll sich wie folgt aufteilen:

Auf die Verkehrsbetriebe 18.400.-

auf dic Reklame 650.-

2.500.-auf die Bestattung

auf das Krematorium und die Leichen¬

400.-halle

Der Gesamtschuldenstand am 31. Dezember 1951 hat die minimale

Höhe von S 398.700.- und wird im Jahre 1952 durch die Aufnahme

eines Wohnbaudarlehens eine Erhöhung um eine Million erfahren.
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Die Gemeinde verwaltet derzeit drei Stiftungen und zwar

die Schiffmeister Reder'sche Jubiläums-Stiftung

S 6.534.89mit einem Stiftungskapital von

die Dr. Wilhelm Groß-Stiftung mit einem Stiftungs-

S 10.679.39kapital von

und die Richard Dorfer-Stiftung

mit einem Stiftungskapital von S 1.701.05

die Zinsen dieser Stiftungen werden widmungsgenäss ihrer Verwendung

zugeführt.

Dieser Voranschlag berücksichtigt nicht Einzelinteressen, sondern
erfüllt die Aufgabe den Bedürfnissen der ganzen Bevölkerung Rech-

nung zu tragen. Wenn Sie heute diesen Voranschlag Ihre Zustim-

mung geben, so stellt dies ein Beweis dafür dar, dass er mit

Sachlichkeit und Überlegung ausgearbeitet worden ist. Sicherlich

kann man viele Posten dieses Budgets angreifen, wenn man sich von

Haus aus vornimmt alles zu negieren. Wenn man aber den guten Wil-

len zu einer positiven Mitarbeit zeigt, so muss man unbedingt zu den

Ergebnis gelangen, dass das Bunget kaum anders aussehen könnte.

Nur so ist zu hoffen, dass es uns gelingt, auch 1952 unsere Geba¬

rung auszugleichen. Das städt. Kontrollamt soll gleichzeitig be-

auftragt werden die genaue Einhaltung des Voranschlages zu über-

wachen, die Möglichkeit von Einsparungen aufzuzeigen und die

städt. Einrichtungen auf ihre Wirtschaftlichkeit hin ständig zu

prüfen und das Ergebnis dem Bürgermeister laufend zu berichten.

Der Antrag des Finanz- und Rechtsausschusses vom 18.9. 1951 lautet:

Der Gemeinderat wolle beschliessen:

T Als Grundlage der Finanzierung der Stadtgemeinde Steyr für das

Verwaltungsjahr 1952 wird der Voranschlag 1952 genehmigt und
zwar:

1. der ordentliche Haushalt
S 26,144.300.-a) mit Gesamteinnahmen von

und Gesamtausgaben von S 27.177.200.-

Abgang S 1,032.900.-
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S 21,812.300.-b) mit Reineinnahmen von

c) und Reinausgaben von S 22.845.200.

Abgang 1,032.900.-

2. Der ausserordentliche Haushalt

6,343.000.-mit Gesamteinnahmen von

11.418.00und Gesamtausgaben von S

5,075.000Abgang

3. Der wirtschaftsplan der

städt. Unternehmungen

2,233.600.-mit Gesamteinnahmen von
2,211.650.-und Gesamtausgaben von

21.950.-Gewinn

II. Die Bedeckung des Abganges im ordentlichen Haushalt hat,

soweit diese nicht durch Mehreinnahmen erzielt werden kann,

durch Ausgabeneinsparung zu erfolgen.

Die Bauvorhaben des ausserordentlichen Haushaltes kännen

nur in dem Ausmaße durchgeführt werden, al seine Bedeckung

durch weitere Einnahmen in Form von Bundes- und Landesbei¬

trägen zu den Wasserleitungs-, Wasser- und Uferschutzbauten

von Bedarfszuweisungen und Darlehensaufnahme erreicht werden

kann.

III. Die Steuersätze werden für Gemeindeabgabenfür das Jahr 1952
dex

mit Ausnahme der Grundsteuer A in/gleichen Höhe wie für das

Jahr 1951 wie folgt festgesetzt:

1. Gewerbesteuer

a) nach dem Gewerbeertrag und Kapitel Hebesatz 300 v.H.

390 "b) Zweigstellensteuer
c) Lohnsummensteuer 2 v.H. der Lohnsumme" 1000 "

d) Zweigstellensteuer nach der Lohnsumme

1300 " "2.6 v.H. der Lohnsumme bezw.Hebesatz

2. Grundsteuer

a) Grundsteuer A für land- und forstwirt-

400 v.H.schaftliche Betriebe

b) Grundsteuer B für andere Grundstücke
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soweit sie nicht nach dem Erstar¬
rungsbetrag zu erheben ist Hebesatz 420 v.H.

Grundsteuer nach dem Erstarrungsbetrag

in der Höhe von 200 v.H.
= dem zweifachen des ursprünglichen

Erstarrungsbetrages

Wo die im Jahre 1950 erfolgte Erhöhung der Grundsteuer zu Härten

führt, kann der Stadtrat nach den vom Gemeinderat in der Sitzung

am 28. II. 1950 genehmigten Richtlinien Ermäßigungen und Befrei-

ungen von der Steuererhöhung, bezw. Zuschüsse zum Mietzins bewil-

ligen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Ich eröffne die Debatte und zwar in erster Linie über den ordent-

lichen Haushalt. Ich bitte, Herr Gemeinderat Moser

Gemeinderat August Moser i

Sehr verehrter Gemeinderat!

Der Herr Finanzreferent hat am Beginn seiner Ausführungen einen

Ausspruch des Präsidenten des Industriellenverbandes zitiert, dass

die Gewerbesteuer zu hoch sei. Mit Recht müssen dagegen alle Ge-

meindevertreter protestieren, weil gerade wir in einer Industrie-

gemeinde genugsam wissen, welche Sorgen wir haben und wie gespart

worden muss um gerade den dringendsten Bedürfnissen der Bevölkerung
nachkommen zu können. Vielleicht sind einige anderer Ansiccht, ich

jedoch teile die Ansicht des Herrn Finanzreferenten vollkommen
und bin dafür, gegen diesen Ausspruch schärfstens Protest einzu-

legen. Wir können als Vertreter des Linksblöckes anerkennen, dass

sich gerade Steyr sehr bemüht, und befleissigt hat den Voranschlag

im Interesse der Gesamtbevölkerung auszuarbeiten. Trotzdem können
wir jedoch den Vorwurf nicht ersparen, dass die Vertretung der Ge-
meinden und der Städtebund zu wenig erreicht haben und dass dieser
Mangel nun auf die Regierung abgewälzt wird. Die Vertreter in der

Regierung haben Dingen zugestimmt, die die Gemeinden ausserordent-

lich schwer belasten. Ich erinnere mich sehr gut, es war in

Jahre 1934 als gegen das Abgabenteilungsgesetz schärfstens protes-

tiert wurde. Wir müssen heute sehen, dass es dieselben Vertreter sind
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ob Sozialisten oder OVP- Leute die sagen, es ist vereinbart wor¬

den, dass das Bundespräzipuum im Jahre 1952 neuerdings aufrecht

bleibt. Wir können uns erinnern, dass seinerzeit davon gesprochen

wurde, als das Notopfer zum erstenmal den Gemeinden aufgebürdet

wurde, dies sei nur eine einmalige Sache. Wie wir aber nun schen,

rd dieses Notopfer als Bundespräzipuum verewigt um den Gemeinden

schwere Opfer aufzuerlegen und ihnen Beträge vorzuenthalten, die

sie brauchen. Die Vertreter der Gemeinden, die hier die Mchrheit

bilden, wie sie auch die Mehrheit im Nationalrat besitzen, haben

der Bundesregierung Dutzende von Millionen überlassen, die im Säckel

des Bundes viel unkontrollierbarer sind, als im Bereich der Gemein-

den. Es wird niemand bestreiten, dass der Bund Dinge vorbereitet,

die nicht für den Frieden gedacht sind, sondern Kriegsvorbereitun¬

gen darstellen. Es sind das keine Phrasen. Der Aussenminister Gruber

hat selbst in einer Rede zugegeben, dass der Ausbau der Gendarmerie

auf Kriegsrüstung geplant ist. Wenn man diese Mittel dem Bund still

schweigend zusagt, wird er immer wieder auf solche Vereinbarungen
hinarbeiten, die den Gemeinden jährlich 3 -4 Millionen Schilling

entziehen.

Wie Sie sagen Herr Finanzreferent, wurde der Polizeikostenbeitrag
von S 7.- auf S 20.- erhöht. Nun, wir wissen als Arbeitervertre¬

ter, dass wir bis heute mit der Polizei noch keine Freuden erlebt

haben. Zu welchem Zweck soll der Beitrag so wesentlich erhöht wer-

den ? Ich erinnere mich sehr gut, dass wir uns seinerzeit ausser¬

ordentlich gegen die Vorbundlichung der Polizei gewehrt haben. Die

Vertreter im Parlament müssten sich auf das heftigste zur Wehr setz-

en, um den Gemeinden mehr Mittel zu überlassen. Wir wissen

auch, dass es nicht beim Bundespräzipuum bleibt. In diesem Zusam-

menhang möchte ich auch auf das neue Finanzgesetz verweisen, nach

welchem der Bund 50% die Länder 30 % und die Gemeinden nur mehr

20 % erhalten sollen. Sie sehen, die Gemeinden werden dadurch am

meisten benachteiligt.

Von der Umsatzsteuer, die wie Sie wissen von jedem einzelnen Kon¬

sumenten mehrmals gezahlt werden muss, soll der Bund 50 %, die

Länder 33 % und die Gemeinden nur mehr 17 % erhalten. Es sind

beim Bund bedeutend mehr Einnahmen eingegangen, zum Beispiel an

Mineralölsteuer, Die Gemeinden könnten bedeutendes leisten, wenn ihner
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mehr Mittel zur Verfügung gestellt würden. Es liegt im Inter-

esse jeder einzelnen Gemeinde, dass die Vertreter im Parlament

mehr für die Gemeinden eintreten als dies bisher geschehen ist,

Anerkennen wollen wir ohneweiteres was in Steyr geleistet wird.

Ich möchte mich jedoch gegen die Schlussausführungen des Herrn
Finanzreferenten wenden, wonach derjenige von vornherein nega¬

tiv mitarbeitet, der den Voranschlag nicht zustimmt und dagegen,

dass die Zustimmung zum Voranschlag als guter Wille zur Mitarbeit

ausgelegt wird. Wir haben ohne Zweifel den guten Willen, mitzuarbei-
ten. Ich muss aber trotzdem namens meiner Fraktion erklären,

dass wir den ordentlichen Haushalt aus den angeführten Gründen

unsere Zustimmung versagen müssen. Den ausserordentlichen Haus-

halt geben wir unsere Zustimmung und zwar deswegen, weil wir se-

hen, dass dort für den Wohnhausbau etwas geleistet wird, obwohl
man den Voranschlag wohl etwas kühner erstellen hätte können. Wie

der Ablauf der bisherigen Jahre gezeigt hat, hätte bei etwas
mehr Kühnheit viel für den Wohnhausbau geleistet werden können.

Gleichzeitig möchte ich sagen, dass ich nicht der Auffassung

bin, dass eine Verneinung des Voranschläages für den ordentlichen

Haushalt eine negativeGemeindearbeit ist. Das Negative finden

wir in der unzureichenden Vertretung der Gemeinden bei Parla-

ment und Regierung.

Noch ein Thema möchte ich anschneiden, das gerade im Gesamt-

interesse liegt. In Münichholz wurde in Versammlungen Protest

arhoben gegen die Nachzahlung des Wasserzinses. Wir wissen alle,
dass der Gemeinderat und der Stadtrat sich wiederholt mit der
mrage des Wasserzinses in Münichholz beschäftigt haben. Einer

peibe von Personen wurden nicht unbeträchtliche Beträge zur Nach-

geblung vorgeschrieben und ihnen bekanntgegeben, dass diese Be-
träge bei Zahlungsverweigerung im Exckutionswege eingetrieben

müinden. Wir Wissen, dass diese Leüte rein rechtlich gesehen sach-
rällig sind und für die Beträge aufzukommen haben. Wir glauben

aber auch, dass eine Verpflichtung der Gemeinde bestünde, die
bestehende Wasserleitung die aus der Kriegs- und ersten Nach-

kriegszeit stammt, instand zu setzen, da durch die Verwendung von

schlechten Material sehr grosse Wasserberluste eingetreten sind
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und noch eintreten. Zugegeben, in der damaligen Zeit konnte man

kein besseres Material beschaffen. Aber jetzt wo dieses vorhanden

ist, hat eben die Gemeinde die Verpflichtung diese Schäden behe¬

ben zu lassen. Es warden jetzt Wassermesser eigebaut, aber nicht

für einzelne Häuser sondern gemeinsam für ganze Häuserblocks

bezw. für ganze Strassenzeilen. Ich kann Ihnen mit einem konkreten

Fall aufwarten, wo eine Partei an Wasserzins im Vierteljahr

S 51.- zu zahlen hatte, obwohl auf Grund eines privat eingebauten

Wasserzählers nur ein Wasserverbrauch, der mit dem Betrag von

S 13.- abgegolten wäre, in diesem Vierteljahr vorhanden war. Es

musste sich diese Partei auch auf eigene Kosten ihre Wasseraus¬

läufe richten lassen. Sie hat es getan. Mit dem Erfolg, dass

sie pro Vierteljahr 40 bis 50 S mehr Wasserzins bezahlen muss,

als sie tatsächlich Wasser verbraucht, weil alle übrigen Mieter

in ihren Haushalten einen übernormalen Wasserverbrauch haben,

da die Wasserausläufe bei ihnen nicht in Ordnung sind. Ich glau¬

be, dass die Gemeinde für jedes einzelne Haus einen eigenen Was-

serzähler einbauen sollte. Ich bringe dies alles hier anlässlich

der Budgetberatungen vor, damit man einsieht, dass es nicht

mehr so weitergehen kann, und damit diesen berechtigten Forder-

ungen Rechnung getragen wird.

Ich möchte die Gelegenheit noch benutzen und noch einmal wieder-

holen, worauf auch Kollege Hauser schon hingewiesen hat, dass bei

der Überbelastung der Strecke ins Münichholz das Strassenstück

bei der Grenzgasse in der Nähe der Tischlerei Ecker einen lebens-

gefährlichen Engpass für alle Passanten darstellt. Die Beleuch-

tung ist dort zu schlecht, dass die Fahrzeuge mit vollen Schein-

werfern fahren müssen und die Fussgänger wenn sie nicht überfahren

werden wollen, in den Strassengraben springen müssen. Das möchte

ich noch angeführt haben. Abschliessend gebe ich noch einmal die

Stellungnahme des Linksblockes zum Budget bekannt. Wir stimmen

gegen den ordentlichen Haushalt und für den ausserordentlichen

Haushalt.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher.

Bitte Herr Stadtrat Schanovsky!

Stadtrat Hans Schanovsky:
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Ich möchte nur kurz den Grund aufführen, wieso es zum Finanzaus¬

gleichsgesetz gekommen ist. Hier haben nicht die Gemeinden oder

der Städtebund dem Finanzministerium freiwillig oder stillschwei-

gend ihre Zustimmung gegeben, sondern es war ein sehr heisser Kampf.

Dass dieses Ergebnis überhaupt zustande gekommen ist, ist nur den

gut geführten Verhandlungen zu verdanken, denndie Forderungen des

Finanzministers waren viel grösser als 400 Millionen Schillinge.
Der Städtebund hat hier unter einem Zwang gehandelt- Der Finanz-

minister ist auf Grund der Verfassung berechtigt, eine Summe selbst

festzusetzen. Es braucht dazu keiner Vereinbarung mit den Gemein-

den. Er hat Vollmacht, von den Gemeinden alle Mittel, die er braucht

zu verlangen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Wer wünscht noch zu diesem Gegenstande das Wort ?

Stadtrat Alois Zehetner:

Sehr geehrter Gemeinderat !

Die Wohnraumnot in Steyr ist kein Geheimnis. Der Wohnungsverfall
schreitet ständig fort. Wir haben gerade heute Gelegenheit von einer

Sache Geburtstag zu feiern, die vor 2 Jahren angeschnitten wurde.

Es handelt sich um den Fall Blumauergasse Nr. 21. Es wurde damals

an Hand von Fotographien aufgezeigt, dass in diesem Hause die

Decken der Wohnräume gestützt werden mussten, damit das Dach den

Bewohnern nicht auf die Köpfe fiele. Gegenüber diesem Zustande be-

steht heute nur der Unterschied, dass auf der Strasse Sperrbäume

aufgerichtet wurden, damit das Haus nicht ganz zusammenfällt. Es

liegt dort jetzt eine Menge Holz, aber gemacht ist bis dato noch

nichts. Es ist kein Gemeindeobjekt, sondern das Haus gehört der Bürger-

lichen Brauerei. Man sieht aber wie ohnmächtig wir solchen Sachen

gegenüber stehen. Eine Frau wohnt noch in diesem Haus. Ich weiss

nicht, will Sie nicht heraus, oder hat sie noch keine entsprechende
Wohnung zugewiesen erhalten. Noch immer wohnen also dort Menschen
unter Lebensgefahr. Wir wi ssen nur nicht, wohin wir sie evakuieren

sollen.

Durch das Finanzausgleichsgesetz werden wir uns mit den denkbar

schlechtesten Verhältnissen befassen müssen. Der Finanzreferent hat
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im übrigen mit Recht gesagt, dass die Gemeinde ausserstende sei,

das Wohnungsproblem allein zu lösen. Bund und Land wären dazu zu

zwingen, Zuschüsse zu geben. Man kann sich aber hier nicht entschliessen

Bund und Land energisch um diese Hilfe anzugehen. Es müssen unserer

Ansicht nach unbedingt verschiedene Bauvorhaben zurückgestellt wer-

den um die dringendsten Wohnungsprobleme zu lösen. Ich denke hiebei

an eine Reihe von Bauvorhaben, die wir wohl gerne sehen würden, für

die aber ein unbedingtes Bedürfnis nicht vorhanden ist. Weiters

denke ich an diverse Einsparungen bei den Subventionen für die Sport-

vereine. Obwohl ich seit ch und je ein Sportler gewesen bin und für

den Sport sehr viel übrig habe, bin ich doch dafür, auch dort Ein-

sparungen vorzunehmen. Ebenso könnte man die Aufschliessung der Renn-

bahn zurückstellen. Es wären viel brennendere Fragen zu lösen, als

all diese Dinge. Um einen Wohnkomplex in Steyr zu errrichten, müssen

wir die Summe von 4 - 6 Millionen zusammenbringen. Mit den derzeit

aufgewendeten Mitteln ist eine Lösung des Wohnungsproblemes nicht

zu finden.

Vor 2 Jahren hat ein Kollege hier gesagt, ein Lump ist der, der mehr
ausgibt als er hat. Ich glaube, dass dieser Herr aber seinen Kolle-

gen Dr. Koref in Linz nicht als Lumpen erklärt, weil dieser mohr

ausgegeben hat. Man ist dort auf verschicdene Projekte eingegangen
um einer Lösung des Wohnbauproblemes näher zu kommen. Ich stelle danen

den Antrag jetzt eine Anderung im Voranschlag vorzunehmen, und zwar
dadurch, dass einige Vorhaben zurückgestellt werden, und somit ein

bedeutend höherer Betrag für die Wohnbauförderung eingesetzt werden
kann.

Ausserdem gestatte ich mir nochmals darauf hinzuweisen, dass der

Münichholzweg und der Steg über den Ramingbach unbedingt gerichtet
werden muss. Es soll keine Stiege gebaut werden sondern es soll nach

wie vor ein Weg bleiben, der nur durch eine günstigere Steigung

leichter begehbar gemacht werden soll. Ebenso notwendig wäre die Ver-
besserung der Bahnhofstrasse in dem Stück gegen die Ennsbrücke.

Es sei mir noch gestattet das Beleuchtungsproblem in der Haratzmüller
strasse anzuschneiden. In der Punzerstrasse zwischen Schule und Ho¬

tel ist die Beleuchtung ebenfalls unter jeder Kritik.
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Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Wünscht hiezu jemand das Wort ?

Bitte Herr Kollege Schanovsky!

Stadtrat Hans Schanovsky :

Bitte, was den Abänderungsantrag betrifft, so ist dieser auf den
geschäftsordnungsmässigen Weg zu verweisen. Ausserdem will ich noch

erwähnen, dass der ausserordentliche Haushalt mit 5 Millionen

Schillingen ungedeckten Abgaben abschliesst. Wir können daher einge-
setzte Bauvorgaben im Ausmaß von S 5 Millionen überhaupt nicht

durchführen. Ich kann bei solchen Anträgen keine Zweckmässigkeit

finden.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher !

Bitte, Herr Kollege Neumann wünscht dazu noch etwas zu sagen.

Bürgermeister-Stellvertreter Prof. Anton Neumann:

Im Rechnungsabschluss wird auf Seite 12 über die Notwendigkeit

verschiedener Bauvorhabeng esprochen. Ich nehme diesen Passus zum

Anlass, dass die Stadtverwaltung einen solchen Plan auch wirklich
erstellen soll, der die einzelnen Vorhaben nach Dringlichkeits-

stufen einordnet und beantrage, dass dieser Plan dem Stadtrat

oder Gemeinderat zur Begutachtung und Beschlussfassung vorgelegt

wird, damit nicht von Fall zu Fall verschieden entschieden wird,
sondern alles nach einen bestimmten Plan geschieht.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher.

Das Wort wird noch von Gemeinderat Moser verlangt.

Ich bitte.

Gemeinderat Johann Moser.

Wenn der Finanzreferent erklärt, dass im ausserordentlichen Haus-

halt verschiedene Posten ungedeckt sind, so möchte ich dazu sagen,
dass eben verschiedene Bauvorhaben nicht durchgeführt werden kön-

nen. Es soll neben anderem auch ein Gesundheitsamt gebaut werden.

Dieses Amt soll gebaut werden um die Gesundheit der Bevölkerung zu

bessern. Wir sind aber nicht in der Lage die Bevölkerung gesund zu



309 -

erhalten, wenn die eleden Wohnungsverhältnisse der Grund und der

Herd für den Ausbruch der Tbe sind. Wenn man diese Krankheitsherde

nicht ausmerkt, dann müssen wir alle paar Jahre das Gesundheits-

at erweitern. Dieser Posten und noch einige andere Posten müssten

auf jeden Fall für dieses Jahr zurückgestellt werden um den vordring-

licheren Wohnungsbau mehr Raum zu geben. Es ist eine Unmöglich-

keit für den Wohnbau nur die Summe von 1 Million Schilling einzu-

setzen, es gibt Städte die auf diesem Gebiete viel mehr wagen als

wir. Wir müssen daher auf der einen Seite mehr sparenund auf der

anderen Seite sehen, Anleihen bezw. Kredite für diese Zwecke zu er-

halten um dadurch entsprechende Mittel zur Linderung der Wohnungs-

not bereitstellen zu können. Es ist uns laut Geschäftsordnung nicht

möglich einen neuen Antrag heute einzubringen. Es wäre auch nicht

möglich gewesen rechtzeitig einen entsprechenden Antrag zu stellen

und zwar deswegen weil uns der Voranschlag erst verspätet zur

Kenntnis gelangt ist. Es gilt eben um mehr Mittd zu bekommen, ein

Notprogramm aufzustellen, damit uns aus der grössten Wohnungsnot

geholfen wird.

Die Wohnungssuchenden werden immer zahlreicher, aber die Wohnungen

werden nicht mehr. Durch das Absterben alter Leute werden kaum Woh¬

nungen frei, da diese meist sofort an die Hinterbliebenen übergehen.

Es muss einfach etwas gemacht werden gegen die Wohnungsnot.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Ich möchte nur noch erwähnen, dass der Voranschlag ordnungsgemäss zur

Einsicht aufgelegen ist und Einwendungen dagegen nicht erhoben wur-

den.

Stadtrat Franz Enge.

Ich möchte eines kurz sagen. Zu den Ausserungen des Linksblockes

möchte ich auf einige Punkte hinsichtlich des ausserordentlichen

Haushaltes eingehen. Die Mittel im ausserordentlichen Haushalt sind

sehr begrenzt. Als Gemeindevertretung haben wir auch die Verpflich-

Schulen,tung ausser der Behebung der Wohnungsnot für die notwendith
sowie auch Wasser- und Strassenbauten zu sorgen. Es sind/auf diesem

Sektor viele Dinge erforderlich. Im vergangenen Jahr ist in dieser
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Hinsicht in Steyr sehr viel geschehen. Die Gemeinde selbst hat
60 Wohnungen ausgebaut, sowie zur Herstellung von weiteren 40

Wohnungen Beihilfen gegeben. Es sind also rund 100 Wohnungen ge¬

schaffen worden. Es sind das ganz beachtliche Leistungen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Herr Stadtrat Schanovsky, ich bitte!

Stadtrat Hans Schanovsky :

Es ist sicherlich wichtig, dass man sich über das Wohnungsproblem

länger unterhält. Ich habe das Wohnbauwesen ernstlich studiert

und kann Ihnen ohne weiteres sagen, dass man 20 Millionen Schillinge

aufnehmen und mit diesem Kredit Wohnbauten schaffen könnte, wenn die
Verzinsung und Tilgung dieses Kredites es gestattet einen erträgli¬

chen Mietzins zu berechnen. Wenn aber bei einer Volkswohnung von

zirka 60 m2 Flächenraum bei alleräussersten Zinsendienst und Kredit¬

tilgung der Mietzins monatlich zirka S 250.- betragen würde- und

dies würde zweifelsohne der Fall sein -, dann weiss ich nicht welche:

Arbeiter in Steyr in der Lage ist, diesen Zins zu bezahlen. Solche

Kredite aufzunehmen ist daher von vornherein ausgeschlossen. Nur
zinsenlose Kredite können uns helfen das Wohnbauproblem zu lösen
und Wohnbauten tatsächlich durchführen zu können.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Ich möchte nun auf die einzelnen vo gebrachten Punkte eingehen.

Kollege Schanovsky hat festgestellt, wie sehr sich der Städtebund

und die Gemeinden gegen die Zumutung des Bundes zur Wehr setzen

mussten. Der erste Vorschlag bezw. die erste Forderung des Bundes

wer überhaupt untragbar und es hat grosser Mühen und Anstrengungen
bedurft diesen Angriff auf die Gemeindefinanzen abzuwehren. Wenn
die erste Forderung widerspruchslos zur Kenntnis genommen worden

wäre, so wären alle Gemeinden bankrott. Ich kann Ihnen versichern,
dass es Steyr nicht einmal besonders schlecht hat. Viele Städte sind

darai
noch wsentlich schlechter/als wir. Dort zum Beispiel, wo noch Spi-
täler zu erhalten sind. Es ist unmöglich, beim Finanzministerium

mit unseren Forderungen und Ansprüchen 1o0%ig durchzudringen.

Gemeinderat Moser bringt berechtigte Klagen über die Wasserversor-
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gung in Münichholz vor. Ich kann Ihnen dazu nur sagen, es nor¬

malisieren sich die Verhältnisse. Heute braucht nicht mehr, wie

dies vor einigen Jahren der Fall war, das Wasser zeitweise ab¬

gesperrt werden. Einzelne Häuser haben eben höheren Wasserverbrauch,

während andere Häuser wieder einen normalen Verbrauch haben. Ich möchte

jedoch ausdrücklich feststellen, dass die meisten weniger bezahlen,

wie sie früher bezahlen mussten, als alles pauschaliert war. Für

die Behebung der Undichtigkeiten bei den Wasserauslässen ist die

Gemeinde nicht zuständig, sondern der Hauseigentümer, also die WAG.

Es ist der Gemeinde unmöglich, sich im ganzen Stadtgebiet um die

undichten Wasserausläufe zu kümmern. Wir haben in Münichholz aber

sogar die Fleißaufgabe gemacht und sind von Haus zu Haus und von

Wohnung zu Wohnung gegangen um den Bewohnern von Münichholz zu hel-

fen und dort Neuinstallationen vorzunehmen, wo sie notwendig gewor¬

den waren. Ich kann nur sagen, mit der Zeit normalisieren sich die

Verhältnisse wie überall, so auch auf diesem Gebiete. Die beste

Möglichkeit wäre ja, in jedes Haus einen eigenen Zähler zu installieren

damit diese Übelstände abgestellt werden könnten. Es lässt sich dies

jedoch schon rein technisch nicht durchführen, da die Wasserleitung

nicht von der Strasse aus in die einzelnen Häuser geführt ist, son-

dern meistens unter den Häusern bezw. unter den Kellern verlegt ist.

Diese Ringleitung überall ordnungsgemäss abzustoppen erfordert viel

Geld. Teilweise schiessen ja die Parteien selbst zu. Erwähnen möch-

te ich noch, dass in einem Haus in der Tomitzstrasse 73 Wohnungen

an einem Zähler angeschlossen sind. Ähnlich ist es auch in der

Rooseveltstrasse. Von dort haben wir noch niemals Klage erhalten.

Früher hat sich in Münichholz eben niemand gekümmert um Wasser zu

sparen, dies muss jetzt eben eingeführt werden. Aus den Anregungen

die Sie hier gegeben haben wird alles wesentliche dem Bauamt als

der zuständigen Abteilung zugewiesen und einer Erledigung zugeführt

werden. In kurzer Zeit werden wir auch darüber nochmals sprechen.

Das Haus in der Blumauergasse ist bis auf ein Zimmer geräumt. Der

Besitzer lässt das Haus jetzt renovieren. Es wird geholfen wo es

geht, aber die Not ist eben so gross, weil wir vielleicht zu lange

zugewartet haben. Die Stützen bei diesem Hause werden auch ver¬

schwinden, wenn die Arbeiten so weit fortgeschritten sind. Hin¬

sichtlich der Rennbahn möchte ich sagen, dass im Voranschlag 5
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Millionen Schillinge für Bauvorhaben vorgesehen sind, die von

Haus aus nicht durchgeführt werden können, da das Geld hiefür

nicht vorhanden ist. Also ist das Rennbahnproblem sowieso zum

scheitern verurteilt. Leider wird das bei dem Betonwehr in Zwischen-
brücken nicht möglich sein. Das derzeitige Wehr ist ausserodent-

lich schadhaft und wenn es zusammenbricht wurde ein Millionen¬

Schaden entstehen. Die Durchführung bezw. Angriffnahme dieses Pro-

jektes ist unbedingt notwendig, es würden sonst auch die Pfeiler

der Brücke und auch der Uferschutz unterwaschen.

Wenn bei der Wohnungsnot niemand helfen kann, so glaubt jeder der

Bürgermeister müsste helfenn können. Sie können sich nicht vor-

stellen, was sich an Elend in keiner Kanzlei oft offenbart. Wenn

ich das erzählen dürfte ! Ich kann die Menschen nur ver-trösten

und ihnen sagen, dass wir uns Mühe geben werden und sie Geduld

haben möchten bis die Siedlungsbauten fertiggestellt sind. In Neu-

bauten können viele Wohnungssuchende den Zins nicht bezahlen. Es

ist das ganze ein Problem, dass uns über den Kopf gewachsen ist.

Der Münichholzweg würde hunderttausende von Schillingen, es dürfte

sich um zirka 250.000.- S handeln, kosten. Ich kann Ihnen kein bin-

dendes Versprechen über eine endgültige Regulierung dieses Weges

geben. Ebenso ist es mit der Pflasterung der Bahnhofstrasse und

der Beleuchtung in der Haratzmüllerstrasse. Das dort verlegte Licht-

kabel weist noch nicht die erforderliche Dimensionierung auf, so-

dass nicht mehr Lampen angeschlossen werden können.

Kollege Neumann regt an, festzulegen, was zu den dringenden Bauten
zu rechnen wäre. Hiezu ist zu sagen, dass dazu in erster Linie

Wesserleitungen und Kanäle gehören. Die Planung eines Gesamtprojek-

tes erfordert allein S 60.000.-. Es muss eine Gesamtplanung erfol-

gen ehe das Projekt in Angriff genommen werden kann, denn der Bund

bewilligt keine Teilprojekte sondern es muss die Wasserversorgung

für das doppelte Bevölkerungaausmaß ausreichend geplant sein. Dann

erst kann um einen Bundeszuschuss eingereicht werden. Nur im Winter-

notbauprobramm ist es uns gelungen einzelne Teilstücke hineinzu-

bringen. Wir müssen Geduld haben, bis das ganze Projekt genehmigt

ist, da wir dann erst einen Bundeszuschuss in der Höhe von 30 %

der Gesamtkosten erhalten können.



Kollege Moser beklagt sich über die Wohnungsnot.

Es hat dies seine Richtigkeit. Wie man aus den Sitzungsberichten

des Wohnungsausschusses entnehmen kann, werden pro Woche ein bis

zwei Wohnungen vergeben, während im gleichen Zeitraum 7,9 ja 11

Neuanmeldungen erfolgen. Die Wohnungssuchenden werden immer mehr,

statt weniger. Die Siedlungsbauten haben keine besonderen Er¬
leichteruggengebracht, weil nur solche Leute siedeln, die schlecht

wohnen. Wer eine gute Wohnung hat, baut nicht. Es werden daher

kaum Wohnungen frei, die zur Vergebung gelangen können.

Ich glaube, ich habe im allgemeinen behandelt, was Sie angeregt

haben.

Herr Gemeinderat Kokesch wünscht hiezu noch das Wort.

Gemeinderat Karl Kokesch:

Werter Gemeinderat:

Der Finanzreferent hat angeregt, dass eine Möglichkeit bestünde, 20

Millionen Schillinge Kredit zu bekommen, dass es aber damit, nicht

möglich wäre, Wohnungen zu schaffen, die weniger als 250.- S

kosten würden. Wenn wir aber Notwohnungen bauen, dann müsste es

bestimmt möglich sein, diese mit geringeren Mitteln zu schaffen,

wenn sie auch nicht 60 m2 Flächenraum umfassen würden, da heute

eine solche Wohnung auf 60- 80.000 S zu stehen kommt. Bei Notwoh¬

nungen würde auch der Zins ein erträgliches Ausmaß haben. Ich möch-

te nur darauf hinweisen, dass der Finanzreferent und die Gemeinde¬

vertretung alles daran setzen sollen um billige Kredite zu erhalten.

Kredite mit 6 1/2 bis 7 1/2 % Verzinsung schalten aus. So hohe

Zinse zu bezahlen sind die Wohnungssuchenden nicht in der Lage,

Die einzige Lösung ist die Gewährung von Zinsen-freien Krediten

von Bund oder Land.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Diese Ausführungen sind richtig. Unsere Ingenieure im Stadtbauamt

beschäftigen sich schon mit dem Problem, für eine Million Schillinge

Notwohnungen zu bauen. Aber diese Notwohnungen sollen doch noch

schöner sein wie die Wohnungen in denen unsere Väter gewohnt ha¬

ben.
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Gemeinderat August Moser:

Es wäre vom Interesse zu wissen, was versteht man unter Notwoh¬

nungen? Es wird so viel davon gesprochen.

Wir wollen keine Elendswohnungen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Ich kann Ihnen die Versicherung geben, dass es keine Holzbaracken

werden.

Bürgermeister-Stellvertreter Franz Paulmayr:

Man ist sich über die endgültige Form dieser Notwohnungen noch

nicht klar, aber Baracken werden es jedenfalls keine.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher.:

Bitte Herr Kollege Kokesch!

Gemeinderat Karl Kokesch:

Ich möchte sagen, dass bei der letzten Sitzung des Bauausschusses

ein Projekt einer Notwohnung mit einem Schlafzimmer von 9 m2 Grösse

vorgelegt wurde. Das ist zu klein. Das Projekt wurde deswegen abge-

lehnt, den 14 m2 sind für ein Schlafzimmer unter allen Umständen

erforderlich. Es soll auch kein Riegelbau werden. Mit S 30.000.-

lassen sich aber die Wohnungen nicht bauen. Ich stehe auf dem Stand-

punkt, dass es besser ist 20 Wohnungen, und diese anständig und zwei

geschossig zu bauen, als um das gleiche Geld 30 schlechte Wohnungen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Es ringen noch die Geister wie Sie schen.

Herr Kollege Moser wünscht zur Sache noch zu sprechen.

Gemeinderat Johann Moser

Darf ich noch kurz auf die Wasserversorgung zurückkommen. Ich habe

einen speziellen Fall aus der Gablerstrasse Nr. 9 vorliegen. In der

Gablerstrasse haben die Häuser 11 bzw. 9-33 und 1-7 je einen Was-

serzähler. Die Mieter der Häuser 11-33 sind zahlungskräftiger und

haben auch grosse Gärten. Nun beträgt der Wasserzins für die Häuser
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11 bezw. 9-33/ und für die Häuser 1-7 S 27.-. Ich glaube, hier
müsste man schon helfend eingreifen. Ich bin in der Lage, Ihnen

für diesen Fall die konkreten Unterlagen vorzubringen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Ich werde mich der Sache annehmen.

Gemeinderat Josef Pöschl:

Wir haben die Budgetziffern gehört. Die Gemeinderatsmitglieder

aller Parteien haben die Wohnungsnot aufgezeigt und das Wohnungs-

problem vor aller Offentlichkeit aufgerollt. Wir haben gehört,

dass 3.000 Wohnungen für Steyr notwendig wären. Über 300 Wohnungs-

suchende sind in der Dringlichkeitsstufe I vorgemerkt. 300 Wohnun-

gen würden aber unbedingt bei allergrösster Sparsamkeit 15,000.000

S erfordern. Aus der Gemeinde kann, wie wir aus dem Budget sehen

nicht mehr als 2 Millionen Schillinge herausgepresst werden.

Es ergeht der Ruf an das Land Ober-Osterreich. 14,000.000 S wurden

im Budget des Landes für Wohnungsbeihilfen bereitgestellt. Diese

Summe soll allerdings für alle Bezirke reichen. In Linz und in

einzelnen anderen Städten ist die Wohnungsnot noch grösser als

in Steyr. Die Aufwendungen des Landes für den Bau des Gesundheits-

amtes betragen schon S 700.000.- und für den Ausbau des Kranken-

hauses sind S 10,000.000.- zur Verfügung gestellt worden. Diese

Summen reichen jedoch für Steyr nicht aus. Wir richten daher als

Gwmeinderat an das Land die Bitte, nun auch für den Wohnungsbau in

Steyr einige Mittel zur Verfügung zu stellen.

Das zweite Kapitel das aufgerollt wurde, ist die Schulraumnot. Wir

haben in den letzten Jahren schwer damit zu kämpfen gehabt, wir

waren gezwungen zum Teil sogar auf den Gängen der Schulen den

Unterricht abzuhalten. Durch den Schulhausbau in Münichholz konnte
dieser Übelstand abgestellt werden. Es würden aber immer noch

4 Schulneubauten in Steyr erforderlich sein. Zu mindestens aber

vordringlichst ein Schulneubau. Wir können die Mittel dazu allein

nicht aufbringen. Das Land hat 8,000.000.- S in seinem Budget für den

Schulneubau bereitgestellt. Davon erhält Linz 1,000.000 S. Wir

rufen daher das Land Ober-Osterreich an, da wir bereits voriges
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Jahr zurückgestanden sind, uns mindestens heuer doch noch zu be¬

rücksichtigen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Wünscht noch jemand hiezu das Wort ?

Bitte, Herr Stadtrat Zehetner!

tadtrat Alois Zehetner

Ich ändere meinen Antrag wie folgt ab:

Durch Einsparung und Zurückstellung von nicht unbedingt ausser-

ordentlich dringenden Bauvorhaben, sowie durch Aufnahme eines

Wohnbaukredites soll der/Voranschlag angesetzte Betrag für den

Wohnbau auf S 4,000.000.- bis 6,000.000.- S erhöht werden.

Wir müssen über diesen Antrag heute abstimmen. Laut Geschäfts-

ordnung ist der Antrag zur Sache eingebracht und muss behandelt

werden. Er musste nicht einige Tage vorher eingebracht werden.

Mit Rücksicht auf die Ausführungen des Kollegen Pöschl, denen

ich beistimme, möchte ich den Wunsch äussern, an die Landesre-

gierung einen Appellzu richten. Nur wenn wir mit mutigem Beispiel
vorangehen, können wir Land und Bund zwingen uns zu helfen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Für das Jahr 1952 wollen Sie4,000.000.- bis 6,300.000.- S für den

Wohnbau einsetzen? Das ist eine Demonstration die wohl nicht ernst

genommen werden kann. Bedenken Sie, dass unser Budget bereits

jetzt einen Abgang von S 5,000.000.-aufweist,
Herr Gemeinderat Moser Sie wünschen hiezu noch zu sprechen, ich

bitte.

Gemeinderat August Moser

Ich möchten mich gegen diesen Vorwurf verwahren. Wir setzen vor-
aus, dass 1,000.000.- S für Wohnbauzwecke ohnedies gewährt werden

wird und streben eine Erhöhung auf 4 - 6 Millionen Schillinge

durch Einsparungen, Aufnahme von Krediten und Rückstellung von
nicht unbedingt nötigen Bauvorhaben an. Ich nenne bei der Rück-

stellung von Bauvorhaben zuerst das Gesundheitsamt, dessen Errich-
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zung nicht unbedingt notwendig ist. Dass der Bau des Gesundheitsamtes

einen Herrn besonders interessiert um vielleicht dort eine Dienst-

vohnung zu bekommen, können wir verstehen, aber dies ist nicht aus¬

chlaggebend. Wir können mit diesem Amt auch noch ein weiteres Jahr

rten. Wir bekommen dadurch weitere 1,800.000.- S frei und haben

iun schon fast 3,000.000.- S für den Wohnungsbau. Mit einigen gu¬

em Willen könnten diese 4-6 Millionen, von denen unser Antrag

spricht, leicht zustande gebracht werden. Die Wohnungsnot ist ungeheuer

ind es muss etwas getan werden.

ch verstehe die Haltung des Herrn Finanzreferenten. Er will sich

licht in Schulden stürzen. Kollege Zehetner hat aber schon auf die

Stadtgemeinde Linz hingewiesen. Dem Bürgermeister Koref will unser

inanzreferent bestimmt nicht beleidigen. Die Gemeinde Linz ist

ben etwas kühner in ihrer Wohnbaupolitik. Aber wir haben darüber

licht zu diskutieren, wir sind nicht Gemeinderäte von Linz. Ich stel-

le nur fest, etwas kühner könnte man hier auch sein. Wenn wir das

esundhe. tsamt zurückstellen, bekommen wir fast 2,000.000.- S frei.

Inser Antrag ist also durchaus im Bereich des möglichwn, wenn wir

von Bund und Land noch 1 oder 2 Millionen Kredit bekommen und die

3 400.000.- für den Sport bezw. die Aufschliessung der Rennbahn

einsparen.

Für den Bau von Wohnungen muss man Dinge, die nicht unbedingt not-

wendig sind, zurückstellen. Es macht keinen Menschen unglücklich,

wenn man das Gesundheitsamt nicht baut, abermman kann um 2 Millionen

Schillinge Wohnungen bauen.

Was wir verlangen, ist möglich.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Wird das Wort noch verlangt ?

Stadtrat Hans Schanovsky:

Der Antrag des Linksblockes kann aus folgenden Gründen nicht zur Ver-

abschiedung kommen. Es müssten- wenn man sagt, dass 4-6 Millionen

Schillinge für den Wohnbau vorgesehen werden sollen- genau alle Vor-

haben genannt werden, die zurückgestellt werden müssen und es
genaumüsste/restgestellt werden, wo Einsparungen zu machen sind. So können

Sie einen solchen Antrag nicht einbringen.
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Was die Zurückstellung des Gesundheitsamtes betrifft, ist zu sa¬
gen, dass dieser Bau noch nicht ausgeführt wird, sondern erst

dann möglich wird, wenn das Land S 800.000.- zuschiesst.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Aus eigenen Mitteln können wir wie gesagt das Gesundheitsamt nicht

bauen.

Die Bezirkshauptmannschaft verfügt auch nicht über die erforderlichen

Räume, sodass wir unser Gesundheitsamt auch dort nicht einrich-

ten können. Zur Lösung dieses Konfliktes hat sich das Land bereit

erklärt einen Zuschuss zum Bau des Gesundheitsamtes zu geben. Niel-

leicht Herr Gemeinderat Zehetner ist es möglich, Ihren Antrag ent-

sprechend zu formulieren.

Gemeinderat Alois Zchetner.::

Bitte, dass ist sehr leicht möglich. Ich würde vorschlagen, für

die Einsparungen folgende Posten heranzuzichen:

1,8 Millionen des Baues des Gesundheitsamtes, 400.000.- der Renn-

bahnaufschliessung, 1,5 Millionen der Gaswerkinves-titionen.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Bitte Herr Stadtrat Schanovsky:

Stadtrat Hans Schanovsky:
Aber diese Mittel sind ja nicht da!

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher.

Bitte Herr Stadtrat Zchetner !

Stadtrat Alois Zehetner:

Dann sind sie auch für den jetzt angegebenen Zweck nicht da. Aber
wenn sie eben hereinkommen, dann sollen sie für das verwendet wer-

den, was wir als das dringedste betrachten.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:
Bitte Herr Professor Neumann Sie wünschen das Wort !

Vize-Bürgermeister Professor Anton Neumann :
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Hinsichtlich den Bau des Gesundheitsamtes bin ich der Ansicht,
dass es wohl nicht möglich sein wird, diesen Posten zu streichen.

Fallsdie Summe von S 800.000.- im März oder April vom Land ein¬

läuft, könnten wir mit den Bau nicht beginnen, da die Gemeinde

keine Mittel hiefür zur Verfügung stellen könnte. Wir laufen

durch die Streichung dieses Postens Gefahr dieses Geld vom Land

wieder zu verlieren.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Bitte Herr Stadtrat Zehetner!

tadtrat Alois Zchetner

Ich stecke gern diesen Verzicht ein, wenn uns von anderer Seite

1-2 Millionen Schillinge vom Land gegeben werden. Vieleicht könnte

der Zuschuss für das Gesundheitsamt auch erst im Jahre 1953 erteilt

erden.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Sitte, Herr Kollege Neumann!

Bürgermeister-Stellvertreter Professor Anton Neumann:

Diese Sache kann erst dann spruchreif werden, wenn wir die fixe

Zusicherung vom Land haben.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Sie sind einverstanden, wenn wir diese Angelegenheit in der näch¬

sten Sitzung behandeln?

Stadtrat Alois Zehetner.

Ich würde Wert daruf legen, dass wir heute darüber zur Abstimmung

gelangen und den Antrag heute noch formulieren. Wir müssen uns

Mörlichkeiten schaffen um Kredite zu erreichen und diesen Antrag

unbedingt in das Budget einbauen, denn wenn die erhöhte Summe für

Wohnungsbau überhaupt nicht drinnen ist, haben wir keine Möglich-

keit die Bauvorhaben zu erweitern.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Herr Stadtrat Schanovsky, ich bitte!
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Stadtrat Hans Schanovsky:

Ich stellc eine Änderung im ausserordentlichen Haushalt und zwar

auf Seite 97 Post 95, Bau von Notwohnungen, dahingehend fest, dass

hiefür nicht der Betrag von S 1 Million sondern von S 4 Millionen

vorgeschen wird und der ausserordentliche Haushalt nicht mit einem

Abgang von S 5 Millionen sonder von S 8 Millionen schliesst.

Bürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher:

Da das Wort nicht mehr verlungt wird, wären nun gegen den ausser-

ordentlichen Haushalt keine Einwendungen mehr vorhanden.

Wir schreiten zur Abstimmung. Und zwar getrennt für ausserordent-

lichen Haushalt und ordentlichen Haushalt.

Abstimmungsvorgang) für ausserordentlichen Haushalt).

Der ausserordentliche Haushalt ist einstimmig angenommen.

Abstimmungsvorgang (für ordentlichen Haushalt)

Der ordentliche Haushalt ist gegen drei Stimmen des Linksblockes

angenommen.

Wir wären nun am Schluss der Sitzung angelangt.

Bevor ich die Sitzung schliesse, mächte xch dem Herrn Finanzre-

Ferenten für seine mühevolle Mitarbeit herzlich danken. Ebenso danke

ich allen Beamten und Herren die an der Erstellung des Budget mit

gearbeitet haben, insbesonders Herrn Rechnungsrat Baminger. Die-

ser erfahrene und gewissenhafte Beamte ist wohl eine grosse Unter-

stützung unseres Finanzreferenten und der Herren die mit ihm zu-

sammengearbeitet haben. Ich will diese Gelegenheit nicht vorüber-
gehen lassen ohne auch allen Bediensteten des Magistrates das ihnen

gebührende Lob auszusprechen. Ich habe die Überzeugung, dass alle
stets bestrebt sind das Beste zu leisten.

Wiederum ist ein Jahr zu Ende gegangen. Viele notwendige und wich-

tige Vorhaben konnten fertiggestellt werden. Ich möchte nur einige

davon erwähnen. Es war dies die schwarze Brücke, der Industrichal-

lenbau, Kindergartenbau, die Aufstockung des Altersheimes II, die
Aufstockung des Rathauses und der Bau der Taborstiege. Für diese
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Bauten allein wurden über 3,900.000.- S aufgewendet.

Über die Schulraumnot wurde schon gesprochen. Der Ausbau der Be¬

ifsschule in der Industriestrasse und der Ausbau eines Seiten¬

traktes in der Schule Punzerstrasse und der Hauptschule Prome¬

nade kosten über 1 Million Schillinge. Scit 1945 wurden 58 neue

Schulränme geschaffen und noch immer ist die Not nicht behoben.

Vir waren nicht instande diese Not durch Neubauten zu lindern,

haben dies jedoch auf billigste Art und Weise durch Vornahme von

Zubauten mit gutem Erfolg versucht. Die Ergänzung des Antrages be¬

züglich der Bereitstellung von Mitteln für den Wohnhausbau zeigt,

dass auch dieses Problem in Steyr entsprechend gewürdigt wird.

Die Gemeinde hat in ihren Objekten bis jetzt 53 Wohnungen einge¬

baut. Im vergangenen Jahr wurden grosse Summen durch Wasser-, Kanal¬

und Strassenarbeiten verschlungen. Im Jahre 1951 wurden insgesamt

9,300.000.- S verbaut und trotzdem wäre noch sehr vieles zu machen.

Der Voranschlag 1952 zeigt ja, wie knapp die Mittel geworden sind.

Wie Sie aus den Ausführungen des Finanzreferenton schon entnommen

haben, ist das Steueränderungsgesetz in seinen Auswirkungen derzeit

noch nicht zu überblicken. Wenn sich dieses Gesetz sehr ungünstig

ür uns auswirkt, so kommen wir in eine finanzielle Kata strophe.

Es ist aber noch nicht so weit, dass wir unseren gesunden Opti¬

mismus aufgeben dürfen. Hoffen wir, dass es noch einmal gut aus¬

geht. Seien Sie überzeugt, dass Sie noch rechtzeitig informiert

werden, wenn die vollen Auswirkungen des Gesetzes zu übersehen

sein werden. Wir können uns dann noch zeitgerecht damit beschäf-

tigen. Derzeit lässt sich noch nichts überblicken. Übertriebener

Pessimismus ist vielleicht auch noch verfrüht.

Bevor ich die Sitzung schliesse, möchte ich Ihnen allen meine

Damen und Herren, für Ihre sachliche Mitarbeit danken. Sie haben

immer, trotz verschiedener Weltanschauungen das Parteiinteresse

zurückgestellt um im Interesse unserer St.dt zu handeln. Ich

möchte Sie bitten, das auch in Zukunft zu tun.

Zum Schluss will ich Ihnen meine Damen und Herren nebst den Ange¬

hörigen für das Neue Jahr auf das Beste Glück wünschen.
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Stadtrat Hans VEEohan

Ich darf im Namen aller Gemeindevertreter Ihnen , sehr verehrter
Herr Bürgermeister unsere besten Glückwünsche zum Neuen Jahn der-
bringen.

Ende der Sitzung: 18 Uhr 50

Der Vorsitzende:
Munntonton

Die chriftführer:
Die Protokollprüfer:

e ded

ler Rlaner

C


